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Pauschalbesteue-
rungssysteme fir
Privatpersonen

in Europa —

Ein Vergleich!

Grundsatzliches und ausge-
wahlte Fragestellungen aus
der Praxis

Natiirliche Personen entrichten gemdss dem
Welteinkommensprinzip — unabhingig da-
von, aus welcher Quelle das Einkommen
stammt — bei personlicher Zugehorigkeit ih-
re Steuern auf dem gesamten weltweiten
Einkommen und Vermogen.” Dieser Grund-
satz bildet in der Schweiz und in anderen
Landern die Regel. Als Ausnahme zur Regel
kennen verschiedene Ldnder davon abwei-
chende Bestimmungen. Mit den folgenden
Ausfiihrungen sollen am Beispiel von Gross-
britannien’ , Ttalien' und der Schweiz’ die
pauschalen Besteuerungssysteme  skizziert
und anschliessend anhand von ausgewihl-
ten Fragestellungen aus der Praxis vergli-
chen werden.
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Die Basis fiir diesen Artikel bildet ein im
Rahmen des internationalen Steuerseminars
in St. Moritz abgehaltenes Podiumsge-
spréich.6

1 Einleitung

Das Augenmerk besonderer steuerlicher Aus-
nahmeregelungen gilt vielfach der Mobilitét der
Steuerpflichtigen.” Die Besteuerung nach dem
Aufwand in der Schweiz, die Besteuerung als
«Resident but not domiciled» bzw. «Taxation on
Remittance Basis» in Grossbritannien und die
neue italienische Pauschalsteuer fiir ausldndi-
sche Einkiinfte sind praxisrelevante Besteue-
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rungsformen, die untereinander in gewisser
Konkurrenz stehen. Auch andere Lander® verfii-
gen Uber mehr oder weniger verwandte Besteue-
rungsformen, sollen aber im Rahmen des vor-
liegenden Vergleichs nicht weiter in Betracht
gezogen werden.

1" Die Autoren danken den Co-Autoren Stephanie Eichen-
berger (Schweiz), Alexander Altmann und Robert Salter
(Vereinigtes Konigreich) sowie Dr. Robert Frei (Italien)
fiir ihre linderspezifischen Beitrige.

2 Art. 6 Abs. 1 erster Satz DBG. Die Steuerpflicht erstreckt
sich nicht auf Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und
Grundstiicke im Ausland, Art. 6 Abs. 1 zweiter Satz DBG.

3 Vereinigtes Konigreich von Grossbritannien und
Nordirland.

4 Ttalienische Republik.

2 Uberblick zur Besteuerung
nach dem Aufwand in der
Schweiz

Im Gegensatz zum erwdhnten Grundsatz des
Welteinkommensprinzips kennt die Schweiz ge-

5 Schweizerische Eidgenossenschaft.

6 Internationales Steuerseminar Schweiz (IStS), 55. Winter-
tagung in St. Moritz vom 14.~17. Januar 2018. Podiums-
gesprich unter dem Titel: «Die neuen Pauschalbe-
steuerungssysteme fiir Privatpersonen in Europa».

7" REICH, in MAUSLI-ALLENSPACH/BEUSCH (Hrsg,),
Steuern und Recht — Steuerrecht!, Liber amicorum fiir
MARTIN ZWEIFEL, 12; SCHON, ASA 71 (2002/03) 361.

8 LUTHI, Die Besteuerung nach dem Aufwand in der
Schweiz, Norderstedt 2017, 28.
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stiitzt auf Art. 14 des Bundesgesetzes tiber die
direkte Bundessteuer (DBG)? und Art. 6 des Bun-
desgesetzes tiber die Harmonisierung der direk-
ten Steuern der Kantone und Gemeinden
(StHG)® fiir natiirliche Personen, die nicht das
Schweizer Biirgerrecht haben!!, erstmals oder
nach mindestens zehnjahriger Unterbrechung
unbeschrinkt steuerpflichtig sind'? und in der
Schweiz keine Erwerbstitigkeit austiben'3, ein
konsumorientiertes Besteuerungssystem auf An-
trag': Die Besteuerung nach dem Aufwand.

Die Aufwandbesteuerung tritt an die Stelle der
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ordentlichen Einkommenssteuer, indem das
Einkommen der steuerpflichtigen Person auf
Basis ihrer jhrlichen Lebenshaltungskosten
pauschal ermittelt wird."® Die Wahlmdglichkeit,
in der Schweiz nach dem Aufwand besteuert zur
werden, ist kein Steuerabkommen zwischen der
Steuerbehorde und der steuerpflichtigen Per-
son, sondern eine gesetzlich vorgesehene Be-
stimmung der Bemessungsgrundlagen auf-
grund des Lebensaufwandes. Mittels einer
Kontrollrechnung wird sichergestellt, dass ge-
wisse Mindestbemessungsgrundlagen nicht un-



PAUSCHALBESTEUERUNGSSYSTEME

terschritten werden. Die Einkommenssteuer
wird aufgrund des objektiv feststellbaren Auf-
wandes bemessen und unter Anwendung des
ordentlichen Steuertarifes besteuert.

2.1 Allgemeine Bemerkungen

Die Besteuerung nach dem Aufwand (auch Auf-
wandsteuer, Pauschalbesteuerung oder friiher
Pauschalierung genannt)!® ist ein historisch
verankertes Rechtsinstitut und gehort seit vielen
Jahren zum foderalistisch gepriigten Steuersys-
tem der Schweiz. Als erster Kanton der Schweiz
bot der Kanton Waadt im Jahre 1862 aufgrund
von touristischen und wirtschaftlichen Interes-
sen eine besondere Besteuerungsart fiir nicht er-
werbstitige Auslinder an."” Reiche, adelige Aus-
lander kamen aus Grossbritannien in den
Kanton Waadt und installierten sich in der
«Waadtlander Riviera», weil es ihnen dort ge-
fiel. Der Kanton Genf fithrte 1929 eine Aufwand-
besteuerung ein, um reiche Auslédnder in der Re-
gion des Genfersees anzuziehen.

In 21 Kantonen ist heute die Besteuerung nach
dem Aufwand moglich, fiinf Kantone — Ziirich
(2010), Schaffthausen (2012), Appenzell Ausser-

9 SR 642.11 vom 14. Dezember 1990 (Stand 1. Januar
2018).

10" SR 642.14 vom 14. Dezember 1990 (Stand 1. Januar
2018).

11 Art. 14 Abs. 1 lit. 2 DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. a StHG.

12 Art. 14 Abs. 1 lit. b DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. b StHG.

13 Art. 14 Abs. 1 lit. ¢ DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. ¢ StHG.

14 Anstelle vieler ZWAHLEN/NYFFENEGGER, in ZWEIFEL/
BEUSCH (Hrsg.), Kommentar zum schweizerischen
Steuerrecht, Art. 14 DBG N 44 resp. ZWAHLEN/
NYFFENEGGER, in ZWEIFEL/BEUSCH (Hrsg.),
Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, Art. 6
StHG N 45 und BERNASCONT, in YERSIN/NOEL (Hrsg,),
Impot fédéral direct, Art. 14 LIFD N 6.

15 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.2.0., Art. 14 DBG N 1
resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.4.0., Art. 6 StHG N 1,
auch zum Folgenden.

rthoden (2013), Basel-Landschaft (2013) und
Basel-Stadt (2014) — haben sie abgeschafft.!®
Ausgehend von politischen Diskussionen und
Vorstossen wurde in den vergangenen Jahren ei-
ne Verscharfung der Bestimmungen eingeleitet.
Per 1. Januar 2014 trat der revidierte Art. 6 StHG
und per 1. Januar 2016 der revidierte Art. 14 DBG
in Kraft. Gemss Art. 205d DBG bzw. Art. 78e StHG
gilt fiir natiirliche Personen, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens der Anderung vom 28. Sep-
tember 2012 nach dem Aufwand besteuert wur-
den, eine fiinfjihrige Ubergangsfrist."

2.2 Okonomische Bedeutung

Die ¢konomische Bedeutung der Besteuerung
nach dem Aufwand, gemessen an den gesamten
Steuereinnahmen, ist in den Kantonen seit jeher
unterschiedlich gross.” Im Jahr 2016 wurden
5046 Personen (2014: 5634 Personen) nach dem
Aufwand besteuert und bezahlten auf Gemeinde-,
Kantons- und Bundesebene direkte Steuern von
insgesamt CHF 767 Mio. (2014: CHF 740 Mio.;
+3.65%), was im Durchschnitt einem Steuerbe-
trag von CHF 152002.— (2014: CHF 137495.—;
+10.55%) entspricht.’! Im Vergleich zu den ge-

16 Franzosisch: L'imposition d’aprés la dépense, I'impot
spécial, I'impat a forfait oder forfait fiscal ; Italienisch:
Imposizione globale secondo il dispendio; Englisch:
Lump-sum taxation oder seltener auch expenditure
based taxation.

17" RENTSCH, in SCHWARZ/SALVI (Hrsg.), Steuerpolitische
Baustellen, Fiskalische Irrwege und Herausforderungen,
222, spricht von der «Lex Chaplin»; vgl. zum Ganzen
LUTHI, a.a.0., 15 ff., m.w. Verw.

18 Abschaffungsjahr in Klammern; vgl. LUTHI, a.2.0.,

143 ff., m.w. Verw.

19 Vgl. LUTHI, a.a.0., 71 ff., m.w. Verw. fiir einen Uberblick
2u den wichtigsten Anderungen.

20 Anstatt vieler vgl. JEITZINER/MORGER, Die Volkswirt-

schaft 10-2011, 62; LUTHI, a..0., 13 ff., m. w. Verw.

Vgl. zum Ganzen Finanzdirektorenkonferenz (FDK),

Weniger Fille, trotzdem hohere Ertrige, 1, vom

02.06.2017; vgl. auch LUTHI, a.a.0., 143 ff., m.w. Verw.

21
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samten Fiskaleinnahmen des Bundes von rund
CHF 66 Mia. gemiss Staatsrechnung 2016 sind
die direkten Steuereinnahmen aus der Besteue-
rung nach dem Aufwand relativ gering. Nicht
berticksichtigt in diesen Zahlen ist die volkswirt-
schaftliche Komponente beispielsweise in Bezug
auf Beschiftigung und Spenden.

Eine betrichtliche Bedeutung hat die Besteue-
rung nach dem Aufwand seit jeher in weiten Tei-
len der romanischen Schweiz. Betrachtet man
die Fallzahlen, so lebten 24% der nach dem Auf-
wand besteuerten Personen im Kanton Waadt,
22% im Kanton Wallis, 18% im Kanton Tessin
und 13% im Kanton Genf. Die restlichen 1155
Personen (23%) verteilen sich — mit Schwerge-
wicht Graubtinden (5%) und Bern (4%) — auf
die tibrigen Kantone.

2.3 Gesetzliche Grundlage und
Verwaltungsverordnung

Die Besteuerung nach dem Aufwand bestimmt
sich nach Art. 14 DBG bzw. nach Art. 6 StHG so-
wie nach der Verordnung tber die Besteuerung
nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteu-
er® Die eidgendssische Steuerverwaltung hat
am 24. Juli 2018 das neue Kreisschreiben Nr. 44
zur Besteuerung nach dem Aufwand bei der
direkten Bundessteuer publiziert und damit das
Kreisschreiben Nr. 9 vom 3. Dezember 1993 er-
setzt. Eine detaillierte Wiedergabe dessen Inhalts
wiirde den Zweck und Rahmen dieses Artikels
sprengen und muss daher ausserhalb dieses
Artikels erfolgen.

2.4 Steuersubjekt und
Voraussetzungen

Natiirliche Personen haben das Recht, auf An-
trag® und zeitlich unbeschrinkt® anstelle der
Einkommenssteuer eine Steuer nach dem Auf-
wand zu entrichten, wenn sie nicht das Schwei-
zer Biirgerrecht”” haben, erstmals oder nach
mindestens zehnjihriger Unterbrechung unbe-
schrinkt steuerpflichtig?® sind (Art. 3 DBG) und

Steuer
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in der Schweiz keine Erwerbstitigkeit® ausiiben.
Bei der Frage der fehlenden Erwerbstétigkeit han-
delt es sich um eine der zentralen Voraussetzun-
gen der Besteuerung nach dem Aufwand.

2.5 Steuerobjekt

Die Steuer wird nach den jahrlichen, in der Be-

messungsperiode im In- und Ausland entstan-

denen Lebenshaltungskosten der steuerpflich-
tigen Person und der von ihr unterhaltenen

Personen bemessen. Zu den Lebenshaltungskos-

ten gehdren auch die Steuern.

Es gelten folgende Mindestbemessungsgrundlagen:

e CHF 400000.— (direkte Bundessteuer, teil-
weise abweichende kantonale Mindestbe-
messungsgrundlagen);

* Siebenfache jihrliche Wohnkosten (Miete
oder Mietwert) oder dreifacher jahrlicher
Pensionspreis;

* Summe der Einkiinfte aus Schweizer Quel-
len und allfillige Einkiinfte aus auslin-
discher Quelle, fiir die ein Doppelbesteue-
rungsabkommen zur  Entlastung  von
ausldndischen Steuern in Anspruch genom-
men wird (Kontrollrechnung3!).

Die Kantone bestimmen, wie die Besteuerung
nach dem Aufwand die Vermogenssteuer ab-
gilt.3* Je nach Kanton erfolgt dies mit einem Zu-
schlag, der bereits in der Einkommenssteuer
enthalten ist, es wird lediglich eine Vermdgens-
steuer auf die im Kanton belegenen Liegen-
schaften® erhoben oder es wird das bis zu
20-fache des steuerbaren Einkommens als Be-
messungsgrundlage genommen. >

2.6. Doppelbesteuerungsabkommen
— Modifizierte Besteuerung
nach dem Aufwand

Werden Einkiinfte (Dividenden, Zinsen, Lizenz-

gebiihren, Kapitalgewinne, Erwerbseinkiinfte,

Renten) aus einem Staat nur dann von dessen

Steuern entlastet, wenn die Schweiz diese Ein-

kiinfte allein oder mit anderen Einkiinften zum
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Satz des Gesamteinkommens besteuert, so wird
die Steuer nicht nur nach den in Art. 14 Abs. 3
lit. d DBG bzw. Art. 6 Abs. 6 StHG bezeichneten
Einkiinften, sondern auch nach allen aufgrund
des betreffenden DBA der Schweiz zugewiesenen
Einkommensbestandteilen aus dem Quellen-
staat bemessen. Einkiinfte, fiir die die steuer-
pflichtige Person aufgrund eines von der
Schweiz abgeschlossenen DBA ginzliche oder
teilweise Entlastung von ausldndischen Steuern
beansprucht, miissen in die Kontrollrechnung
aufgenommen werden. Eine Spezialbestim-
mung bildet die modifizierte Besteuerung nach
dem Aufwand ¥

Natiirliche Personen sind gemiss DBA der
Schweiz mit Belgien®®, Deutschland?’, Ttalien3,
Kanada®, Norwegen®, Osterreich? und den
USA* nur dann abkommensberechtigt, wenn sie
alle nach den DBA der Schweiz zugewiesenen
Einkommens- (und Vermdgens-)bestandteile

2 Vgl LUTHI, a.2.0., 14 ff., m.w. Verw.

SR 642.123 vom 20. Februar 2013 (Stand 1. Januar
2016).

2 7WAHLEN/NYFFENEGGER, a.a.0., Art. 14 DBG N 7
resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a. 0., Art. 6 StHG N 7.

% IDEM, Art. 14 DBG N 44 resp. Art. 6 StHG N 45.

2% BAUER-BALMELLI/MAAS, Steuerrecht 2007, Best of
78is), 336.

27 7WAHLEN/NYFFENEGGER, a.4.0., Art. 14 DBG N 12
resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a. 0., Art. 6 StHG N 12.

%5 IDEM, Art. 14 DBG N 15 ff. resp. Art. 6 StHG N 15 ff.

% IDEM, Art. 14 DBG N 19 f. resp. Art. 6 StHG N 19 ff.;
LUTHI, a.4.0., 85 ff., m.w. Verw.

30 Vgl. LUTHI, a.a.0., 173 £, m.w. Verw.

31 Vgl ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.2.0., Art. 14 DBG N
31 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a.0., Art. 6 StHG
N32; LUTHI, a.2.0., 101 ff., m.w. Verw.

32 Art. 6 Abs. 5 StHG.

3 Am Beispiel des Kantons Bern, vgl. KASTLI/TEUSCHER,
in LEUCH/KASTLI/LANGENEGGER (Hrsg,), Praxis-
Kommentar zum Berner Steuergesetz, Band 1, Art. 1 bis
125, Art. 16 StG BE N 73.

aus dem jeweiligen Vertragsstaat — soweit sie
nach dem innerstaatlichen schweizerischen
Steuerrecht steuerbar und nicht aufgrund des
jeweiligen DBA von der Schweizer Besteuerung
befreit sind — in der Kontrollrechnung offenle-
gen.® Als Sonderfall ist die Besteuerung nach
dem Aufwand im Verhiltnis zu Frankreich zu
bezeichnen, was hier nur als Randbemerkung
erscheinen soll.*

Im Unterschied zur normalen Besteuerung
nach dem Aufwand wird die Einkommenssteuer
bei der modifizierten Besteuerung nach dem
Aufwand nach dem gesamten Welteinkommen
(unter Progressionsvorbehalt) erhoben. Wahl-
weise kann der Maximalsatz zur Anwendung
kommen.®

2.7 Verfahren
Die steuerpflichtige Person, die Anspruch auf die
Besteuerung nach dem Aufwand erhebt, hat die

3% Vgl fiir eine tabellarische Ubersicht zu den unterschied-
lichen kantonalen Mindestbemessungsgrundlagen
LUTHI, 2.2.0., 173 f., m.w. Verw.

35 Art. 6 Abs. 7 StHG bzw. Art. 14 Abs. 5 DBG; vgl.
ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a.0., Art. 14 DBG N 42
resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a. 0., Art. 6 StHG
N 43.

30 Art. 4 Abs. 4 Ziff. 2 DBAB.

37 Art. 4 Abs. 6 lit. a DBA D.

38 Art. 4 Abs. 5 lit. b DBAL

9 Art. 4 Abs. 5 DBA CDN.

40" Art. 4 Abs. 4 DBAN.

41 Art. 4 Abs. 4 DBA A.

42 Art. 4 Abs. S DBA USA.

3 LOCHER, Internationales Steuerrecht, 230, spricht von
bestimmten Minimalanforderungen, die aufgrund
der Sonderbestimmungen in den DBA erfiillt werden
miissen.

# Vgl KASTLI/TEUSCHER, a.a.0., Art. 1 bis 125, Art. 16
StG BE N 60; vgl. LUTHI, a.2.0., 118 £, m.w. Verw.

Vol LUTHI, a..0., 117, m.w. Verw.
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hierfiir vorgesehene besondere Steuererkld-
rung® und ein Wertschriftenverzeichnis einzu-
reichen sowie den Nachweis zu erbringen, dass
sie die Voraussetzungen erfiillt.”” Die Praxis,
sich vor Zuzug mit den Steuerbehérden — unter
Darlegung der personlichen und finanziellen
Verhéltnisse, vorzugsweise im Rahmen eines
Rulings — zu verstindigen, mag ein wichtiger
Grund daftir sein, dass gerichtliche Auseinan-
dersetzungen im Bereich der Besteuerung nach
dem Aufwand Seltenheitswert haben.®® Ein
Wechsel von der Besteuerung nach dem Auf-
wand zur ordentlichen Besteuerung ist vor der
rechtskriftigen Veranlagung moglich.® Ein
Wechsel von der ordentlichen Besteuerung zur
Besteuerung nach dem Aufwand wird i.d.R.
eher nicht, bzw. nur unter besonderen Vorausset-
zungen, gewahrt.0

2.8 Erbschafts- und Schenkungs-
steuern

Die Pauschalierung umfasst nicht die Erb-
schafts- und Schenkungssteuern. In fast allen
Kantonen sind Ehegatten von der Erbschafts-
und Schenkungssteuer befreit. Nachkommen
in gerader Linie, d. h. Kinder, Enkelkinder etc.,
sind, ausser in den Kantonen Appenzell-In-
nerrhoden, Neuenburg und Waadt, ebenfalls
befreit. Die Kantone Schwyz und Obwalden er-
heben tiberhaupt keine Erbschafts- und Schen-
kungssteuern.

Es gelten die ordentlichen kantonalen Regelun-
gen, mit Ausnahme der Kantone Genf und Jura,
die eine Sonderregelung fiir aufwandbesteuerte
Personen vorsehen. Im Kanton Genf gilt die Be-
freiung der Nachkommen nur, sofern der Erb-
lasser fir die letzten drei definitiven Veranla-
gungen vor seinem Tod nicht nach dem
Aufwand besteuert wurde.’! Eine Zhnliche Be-
stimmung kennt der Kanton Jura. War der Erb-
lasser nach dem Aufwand besteuert, werden die
Steuersitze nach Art. 22 Abs. 1 Ziff. 1 des Erb-
schafts- und Schenkungssteuergesetzes des Kan-
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tons Jura halbiert (Reduktion des Steuersatzes
von 7% auf 3.5%).°> Die Kantone Genf und Jura
wenden dhnliche Steuersitze an. Mit diesen Re-
gelungen ist die Schweiz im globalen Vergleich
nach wie vor attraktiv.

2.9 Sozialversicherungsbeitriage
Die Pauschalierung umfasst nicht die Sozialver-
sicherungsbeitrige.>3 Die natiirlichen Personen
mit Wohnsitz in der Schweiz sind obligatorisch
in der Alters- und Hinterlassenenversicherung
versichert.>* Sind diese Personen nicht erwerbs-
tatig, beginnt ihre Beitragspflicht am 1. Januar
nach Vollendung des 20. Altersjahres und dauert
bis zum Ende des Monats, in welchem Frauen
das 64. und Manner das 65. Altersjahr vollendet
haben.> Die Beitrige fiir nichterwerbstitige Per-
sonen bemessen sich aufgrund des Vermdgens
und des Renteneinkommens.’® Der aktuelle
Maximalbeitrag wird ab einem Vermogen von
CHF 84 Mio. erreicht und liegt zur Zeit bei
CHF 23900.— pro Person.”’

2.10 Aufenthaltsbewilligung
Nichterwerbstitige Personen aus EU-/EFTA-
Staaten konnen seit dem 1. Januar 2002, unge-
achtet ihres Alters, in der Schweiz Wohnsitz neh-
men, soweit sie {iber ausreichende finanzielle
Mittel’8 verfiigen. EU-/EFTA-Staatsangehorige
haben Anspruch auf eine Aufenthaltsbewilli-
gung. Die fehlende Erwerbstitigkeit ist Voraus-
setzung fiir die Besteuerung nach dem Aufwand.
Antragstellende miissen tiber eine Kranken- und
Unfallversicherung verftigen. Die Aufenthaltsbe-
willigung ist 5 Jahre giiltig und erneuerbar.”
Drittstaatsangehdrige haben keinen Anspruch
auf eine Aufenthaltshewilligung. Die fehlende
Erwerbstitigkeit ist auch hier Voraussetzung fiir
die Besteuerung nach dem Aufwand. Es miissen
besondere personliche Beziehungen zur Schweiz
oder alternativ gewichtige fiskalische, kulturelle
oder staatspolitische Interessen vorliegen. Weiter
mussen ausreichende finanzielle Mittel (keine
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Abhingigkeit von staatlichen Leistungen bis
zum Lebensende) vorhanden sein. Antragstel-
lende miissen tiber eine Kranken- und Unfall-
versicherung verfiigen. Die Aufenthaltsbewilli-
gung ist 1 Jahr giiltig und erneuerbar. Die
Bewilligung des Antrags liegt im Ermessen der
zustindigen Migrations- bzw. Steuerbehorde.
Das Uberschreiten der «Altersbarriere» von 55
Jahren® wie auch die Darlegung eines engen
Bezuges zur Schweiz! sind hingegen bei Nicht-
EU-Biirgern fiir den Erhalt einer fremdenpoli-
zeilichen Aufenthaltsbewilligung noch immer
vorausgesetzt. %2

3 Grossbritanniens «Taxation
on Remittance Basis>» bzw.
Besteuerung als «Resident
but not domiciled»%

Das Konzept der britischen Besteuerung auf
Grundlage der steuerlichen Domizilierung (sog.
tax resident but non-domiciled) hat im briti-
schen Fallrecht (sog. «Common Law») eine
lange Tradition. Dieser Grundsatz erlaubt es be-

% Vgl. Wegleitung Besteuerung nach dem Aufwand DBSt
201711,

47 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a.0., Art. 14 DBG N
43 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.2.0., Art. 6 StHG
N 44; vgl. LUTHI, a.2.0., 101 ff.,, m.w. Verw.

# Vgl GRUNINGER, SZW 2008, 77; vgl. LUTHI, a.2.0.,
67 ff., m.w. Verw.

Vgl ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.2.0., Art. 14 DBG N
44 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a.a.0., Art. 6 StHG
N 45.

50 Vg]. KUBAILE/SUTER, PIStB (2008) 79 und KUBAILE/

SUTER, Der Steuer- und Investitionsstandort Schweiz,

3. A, Herne 2015, 285; vel. LUTHI, a.a.0., 131, m.w.

Verw,; KS ESTV Nr. 44 vom 24.07.2018, Ziff. 2.5, in fine.

Art. 6A alinéa 2 Loi sur les droits de succession du 26

novembre 1960 (LDS, D 3 25); vgl. zum Ganzen

MAUSLI-ALLENSPACH, successio 2010, 182, m.w. H.

w

rechtigten natiirlichen Personen ihre Besteue-

rung im Vereinigten Konigreich zu beschréinken

auf:

* Einkiinfte aus britischen Quellen und Ver-
dusserungsgewinnen (z.B. britische Arbeits-
einkiinfte, britische Kapitaleinkiinfte); und

* nicht-britische Einkiinfte und Verdusse-
rungsgewinne, aber nur jene Einkiinfte und
Gewinne, welche auch in das Vereinigte Ko-
nigreich «tiberwiesen» (eingefiihrt/transfe-
riert) werden.

Einkiinfte und Verdusserungsgewinne, die eine

nattirliche Person ausserhalb des Vereinigten

Konigreichs erzielt, sind nicht steuerpflichtig

— oder genauer gesagt, der Besteuerungszeit-

punkt wird auf den Zeitpunkt verschoben, zu

dem die Einkiinfte oder Gewinne in das Verei-
nigte Konigreich gebracht werden (falls tiber-
haupt). Die folgende Analyse konzentriert sich
auf die steuerlichen Fragen und Probleme

im Zusammenhang mit der Besteuerung von

natiirlichen Personen. Themen wie Trusts

werden im Rahmen dieses Beitrages nicht be-
handelt.

52 Art. 6A alinéa 2 Loi sur les droits de succession du
26 novembre 1960 (LDS, D 3 25); vgl. zum Ganzen
MAUSLI-ALLENSPACH, successio 2010, 182, m.w. H.

53 IDEM, a.4.0., 132 ff., m.w. Verw.

54 Art. 1a Abs. 1 lit. 2 AHVG.

% Art. 3 Abs. 1 AHVG.

50 Art. 10 Abs. 1 AHVG, auch zum Folgenden.

5T Art. 10 Abs. 1 AHVG i.V.m. Art. 2 Abs. 2 VO AHV 15;
Beitréige Nichterwerbstitige AHV, IV, EO, Stand 1.1.2018,
7, abrufbar unter (besucht am 03.08.2018):
https://www.ahv-iv.ch/p/2.03.d.

58 Art. 28 Abs. 1 lit. ¢ AUG, 1.V.m. Art. 25 Abs. 4 VZAE: Keine
Sozialhilfeabhingigkeit.

% Vgl. GRUNINGER, SZW 2008, 77.

60 Art. 28 Abs. 1 lit. 2 AuG 1.V.m. Art. 25 Abs. 1 VZAE.

61 Art. 28 Abs. 1 lit. b AUG i.V.m. Art. 25 Abs. 2 VZAE.

62 Vgl zum Ganzen LUTHI, a.2.0., 134 f., m.w. Verw.

63 Verfasst von Alexander Altmann und Robert Salter.
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3.1 Alilgemeine Bemerkungen —
Hintergrund des «Non-
Domicile»-Systems

Das Wohnsitz- oder «Domicile»-Konzept hat im

Vereinigten Konigreich eine lange Geschichte.

Wichtige Punkte in Bezug auf das «Domicile»-

Konzept (etwa: Wohnsitzrechtsgebiet) sind:

Es ist unabhingig von der Staatsangehérig-
keit®* — z.B. konnte jemand die britische
Staatsangehorigkeit besitzen und trotzdem
als nicht im Vereinigten Konigreich domizi-
liert angesehen werden (oder sie bzw. er
kénnte eine auslindische Staatsangehérig-
keit besitzen und als im Vereinigten Konig-
reich domiziliert angesehen werden);

* Das Wohnsitzrechtsgebiet bzw. das Domizil
(«domicile») ist von der steuerlichen Ansis-
sigkeit getrennt und eine natiirliche Person
kann immer nur ein Domizil zu einem be-
stimmten Zeitpunkt haben (anders als es
z.B. bei der Steueransissigkeit der Fall ist,
die eine natiirliche Person an zwei oder
mehr Orten gleichzeitig haben kann);

 Natiirliche Personen haben bei der Geburt
ein «Herkunftsdomizil» («domicile of ori-
gin»), das in der Regel auf dem «domicile»
des Vaters basiert. Sie konnen aber ein
«Wahldomizil> («domicile of choice») in
einem anderen Rechtsgebiet erwerben (z.B.
indem sie an diesen Ort auswandern und
durch ihre Handlungen deutlich machen,
dass sie ihren Lebensmittelpunkt in das
neue Rechtsgebiet verlegen werden). In der
Praxis ist es jedoch oft schwierig, ein neues
Herkunftsdomizil zu erwerben.®

*  Das Domizil («domicile») einer minderjih-
rigen Person (in diesem Sinne meist bis
zum vollendeten 15. Lebensjahr) folgt nor-
malerweise der Person, von der sie rechtlich
abhiingig ist.%

Wihrend es einige politische Herausforderun-

gen im Zusammenhang mit dem Konzept

des «Domicile» (und den damit verbundenen
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Revue%%ﬁ Nr. 9/2018 Seite 652

Steuervorteilen) im Vereinigten Konigreich gab
und in den letzten zehn Jahren eine Reihe von
Anderungen (Einschriinkungen) an diesem Sys-
tem vorgenommen wurden, sehen Parteien aller
politischen Richtungen das System traditionell
als einen wichtigen Teil des britischen Steuer-
rechts an und haben dazu beigetragen, dass das
Vereinigte Konigreich fiir internationale Unter-
nehmen und Personen ein attraktiver Standort
bleibt.

3.2 Okonomische Bedeutung
Fiir das Vereinigte Konigreich ist es schwierig,
die Zahl der Personen, die fiir eine Besteuerung
auf der Grundlage der Domizilierung im Verei-
nigten Konigreich in Frage kommen, eindeutig
zu ermitteln, da nicht alle berechtigten Steuer-
pflichtigen diese Besteuerungsgrundlage jedes
Jahr in Anspruch nehmen. Dartiber hinaus kon-
nen Personen, welche nicht im Vereinigten Ko-
nigreich domiziliert sind und nicht-britische
Einkiinfte von weniger als GBP 2000.— haben,
die nicht in das Vereinigte Konigreich tiberwie-
sen werden, eine «automatische» Besteuerung
auf Uberweisungsbasis beanspruchen und miis-
sen moglicherweise keine Steuererklirung oder
dhnliche Erkldrung im Vereinigten Konigreich
abgeben.

Betrachtet man jedoch das britische Steuerjahr

2014/15 (das letzte Jahr, fiir das Statistiken ver-

fiighar sind), so hat die britische Regierung fol-

gende Statistiken vorgelegt:®’

a) Etwa 85000 im Vereinigten Konigreich an-
sissige Steuerpflichtige beanspruchten im
Laufe des Jahres formgerecht (z.B. durch eine
personliche Steuererkldrung) den «Non-Do-
miciled»-Status; und

b) nicht im Vereinigten Konigreich domizilierte
Steuerpflichtige zahlten 2014/15 geschitzte
GBP 9.252 Mrd. an Steuern (Einkommen-
steuer, Kapitalertragssteuer und Sozialversi-
cherungsbeitrige); und

c) von den insgesamt GBP 9.252 Mrd. Steuern,
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die von nicht im Vereinigten Konigreich do-
mizilierten Steuerpflichtigen gezahlt wurden,
wurden etwa GBP 6.7 Mrd. auf der Grundlage
von Uberweisungen gezahlt (d.h., dies waren
Offshore-Einkiinfte und Verdusserungsge-
winne, die in das Vereinigte Konigreich tiber-
wiesen wurden und nicht direkt im Vereinig-
ten Konigreich entstandene Einkiinfte).
Dartiber hinaus zeigen die Zahlen der Regie-
rung, dass fiir das britische Steuerjahr 2014/15
nicht-domizilierte Steuerpflichtige, die eine Be-
steuerung auf Uberweisungsbasis beanspruch-
ten, im Vereinigten Konigreich etwa doppelt so
viele Steuern (pro Kopf) zahlten als nicht-domi-
zilierte Steuerpflichtige, die sich fiir eine Be-
steuerung auf der Grundlage ihres Welteinkom-
mens entschieden %
Vor allem im Grossraum London kommt den
nicht-domizilierten Steuerpflichtigen eine er-
hebliche Bedeutung zu. Von den ca. 85000 nicht
im Vereinigten Konigreich domizilierten Steuer-
pflichtigen lebten 2014/15 iiber 63% (ca.
54000) in London. Der néchstgrosste Anteil (ca.
14%) fand sich in Stidostengland, wihrend die
tibrigen nicht-domizilierten Anséssigen im Ver-
einigten Konigreich relativ gleichmissig {iber
das Land verteilt waren.%

3.3 Gesetzliche Grundlage

Die Grundprinzipien des britischen «Domici-
le»-Systems basieren auf dem traditionellen bri-
tischen Fallrecht und den allgemeinen Rechts-

% Farl of Iveagh vs. Revenue Commissioners Supreme

Court, (1930) IR 431.

65 CIR vs. Cohen KB 1937, 21 TC 301.

6 Domicile and Matrimonial Proceedings Act [Gesetz zu
Wohnsitzrecht und Eherechtsverfahren] 1973.

07 Statistics on Non-Domiciled Taxpayers in the UK
[Statistik zu nicht im Vereinigten Konigreich domizi-
lierten Steuerpflichtigen], abrufbar unter: https://www.
gov.uk/government/statistics/statistics-on-non-domici
led-taxpayers-in-the-uk, besucht am 03.08.2018.

konzepten und stammen nicht spezifisch aus

dem Steuerrecht. In den letzten Jahren wurden

die Regeln jedoch von der Regierung formali-
siert und verschirft und fallen nunmehr unter
das spezifische Steuerrecht.

Zu den wichtigsten Anderungen, die in den letz-

ten Jahren im britischen «Non-Domicile»-Sys-

tem eingefiihrt wurden, gehoren:

a) die Einfihrung des Konzepts des «vermute-
ten Domizils» («deemed domicile») ab April
20177 beinhaltet zwei wesentliche Aspekte;

* 15-von-20 Jahren-Verprobung — d.h., dass
eine natiirliche Person, die 15 innerhalb
von 20 Jahren vor der derzeitigen Steuerge-
setzgebung im Vereinigten Konigreich steuer-
ansissig war, automatisch als im Vereinig-
ten Konigreich «domiziliert> gilt und in
den folgenden britischen Steuerjahren der
Besteuerung auf der Grundlage ihres Welt-
einkommens unterliegt (wenn sie im Verei-
nigten Konigreich ansissig ist);
Herkunftsdomizil im Vereinigten Konig-
reich — d.h., natiirliche Personen, die im
Vereinigten Konigreich mit einem Her-
kunftsdomizil [z.B. aufgrund eines Vaters
(oder gelegentlich der Mutter) mit Domizil
im Vereinigten Kénigreich] geboren wur-
den, kommen im Vereinigten Konigreich
nicht mehr fiir die Besteuerung auf Uber-
weisungsbasis in Betracht, wenn sie dort
steueransissig sind.

Personen, von denen nach der 15-Jahres-Regel

68 Abb. 2.3, Seite 18, Statistics on Non-Domiciled
Taxpayers in the UK [Statistik zu nicht im Vereinigten
Konigreich domizilierten Steuerpflichtigen], August
2017.

% Tabelle 5, Seite 12, Statistics on Non-Domiciled
Taxpayers in the UK [Statistik zu nicht im Vereinigten
Konigreich domizilierten Steuerpflichtigen], August
2017.

70 TTA 2007, s835BA; F(No 2) A, 2017, s29.
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vermutet wird, dass sie im Vereinigten Konig-

reich domiziliert sind, miissen mindestens fiir

sechs britische Steuerjahre ihren steuerlichen

Wohnsitz ausserhalb des Vereinigten Konig-

reiches haben, um den Non-Domiciled Steuer-

Status wieder gewinnen zu konnen.

b) Einfithrung der Remittance Basis Charge
(RBC) — d.h., dass anspruchsberechtigte na-
tiirliche Personen, die sich seit mindestens
acht Steuerjahren im Vereinigten Konigreich
aufhalten, eine feste Gebiihr zahlen miissen,
um in einem bestimmten Steuerjahr in den
Genuss der Besteuerung auf Uberweisungsba-
sis zu kommen. Die RBC betrigt:

* GBP 30000.—, wenn der Steuerpflichtige in
sieben der letzten neun britischen Steuer-
jahre im Vereinigten Konigreich steueran-
sdssig war, bzw.

* GBP 60000.—, wenn der Steuerpflichtige in
12 der letzten 14 britischen Steuerjahre im
Vereinigten Konigreich steueransissig war.

Die oben genannten Gebiihren wiirden zusitz-

lich zu Steuern anfallen, die auf britische und

ausldndische Einkiinfte und Verdusserungsge-
winne, die in das Vereinigte Konigreich tiberwie-
sen werden, erhoben werden.

3.4 Steuersubjekt und
Voraussetzungen

Die Besteuerung auf «Non-Domiciled»-Grund-

lage steht fiir berechtigte natiirliche Personen

nach den allgemeinen Rechtsgrundsitzen des

Vereinigten Konigreichs zur Verfiigung, die

nicht unter eine der oben genannten steuerli-

chen Bedingungen der «Domizilvermutung»
fallen (z.B. die Bedingung der 15 von 20 Jah-
ren). Bei der Erwigung einer «Besteuerung auf

Uberweisungsbasis» sind die folgenden allge-

meinen Punkte zu beachten:

a) Die Besteuerung auf Uberweisungsbasis fiihrt
lediglich zu einem «Aufschub» des britischen
Besteuerungszeitpunkts  fiir - auslidndische
Einkiinfte und Verdusserungsgewinne, sie eli-
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miniert jedoch nicht vollstindig die poten-

zielle britische Steuerlast. Wenn beispielswei-

se auslindische Einkiinfte aus 2018/19, die
unter einen Besteuerungsanspruch auf Uber-

weisungsbasis fallen, im Steuerjahr 2019/20

nachtriglich in das Vereinigte Konigreich

tiberwiesen wiirden, wiren sie im Vereinigten

Konigreich zu dem Zeitpunkt steuerpflichtig,

zu dem das Geld dorthin transferiert (tiber-

wiesen) wird.

b) Bei der Ausstellung von Uberweisungen in
das Vereinigte Konigreich ist also Vorsicht ge-
boten. Der Begriff «Uberweisungen» bezieht
sich nicht nur auf Geld, das in das Vereinigte
Konigreich tiberwiesen wird. Uberweisungen
kénnen auch z.B. in folgenden Situationen
auftreten:

* beim Abheben von Bargeld (z.B. an einem
Geldautomaten) von einem ausldndischen
Bankkonto im Vereinigten Konigreich;

* bei der Nutzung von ausldndischen Geld-
mitteln:

— zur Begleichung einer britischen Kredit-
kartenschuld;

— zur Begleichung von im Vereinigten Konig-
reich eingegangenen Verbindlichkeiten;

—zur Riickzahlung eines im Vereinigten
Konigreich gewédhrten Darlehens;

— zur Riickzahlung eines im Ausland ge-
wihrten, aber in das Vereinigte Konig-
reich gelangten Darlehens;

— zur Zahlung von Zinsen fiir ein im Verei-
nigten Konigreich aufgenommenes Dar-
lehen;

—zur Begleichung einer auslindischen
Kreditkartenschuld fiir Ausgaben im Ver-
einigten Konigreich.

* beim Transfer von Vermdogenswerten, die
im Ausland erworben wurden, in das Verei-
nigte Konigreich;

* im Allgemeinen bei der Nutzung auslin-
discher Gelder zur Zahlung einer Dienst-
leistung im Vereinigten Konigreich,
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* bei der Verwendung von Auslandsgeldern
zur Bedienung von Zinsen fiir ein Darle-
hen, das im Vereinigten Konigreich in An-
spruch genommen wird (mit Ausnahme
bestimmter Zahlungen von Hypotheken-
zinsen im Rahmen von Bestimmungen zur
Besitzstandswahrung);

Darlehen, die durch auslidndische Gelder/

Vermogenswerte (die nicht-britische Ein-

kiinfte und/oder Verdusserungsgewinne

enthalten) besichert und in das Vereinigte

Konigreich gebracht werden, kénnen zu ei-

ner steuerpflichtigen Uberweisung fiihren

(abhéngig davon, wann das Darlehen auf-

genommen wird, und falls bestimmte Be-

dingungen nicht erftillt sind).

Es gibt einige begrenzte Ausnahmen von den

Regeln zum Uberweisungsprinzip, die im Gros-

sen und Ganzen folgendes umfassen:

* personliche Gegenstdnde (Kleidung, Schuhe,
Schmuck und Uhren);

* Vermogenswerte mit einem Anschaffungs-
wert von weniger als GBP 1000.— (und nicht
Teil eines Sets sind);

* Vermogenswerte, die fiir insgesamt weniger
als 275 Tage in das Vereinigte Konigreich
gebracht wurden;

*  Vermogenswerte, die zur Reparatur oder
Restaurierung in das Vereinigte Konigreich
gebracht werden.

 Vermogenswerte, die zur offentlichen Ausla-
ge in das Vereinigte Konigreich gebracht
werden, konnen ebenfalls eine Ausnahme
von den normalen Regeln zum Uberwei-
sungsprinzip darstellen.

3.5 Steuerobjekt

Die Besteuerung auf Remittance- bzw. Non-
Domiciled-Grundlage im Vereinigten Konig-
reich unterliegt einer potenziellen Priifung
durch die Steuerbehtrde HM Revenue & Cus-
toms (HMRC) und kann einen «Risikofaktor»
darstellen, wenn HMRC beispielsweise festlegt,

welche Steuererkldrungen jedes Jahr gepriift wer-
den sollten. Daher wird den im Vereinigten Ko-
nigreich steueransissigen, aber nicht domizilier-
ten Steuerpflichtigen, die von der Besteuerung
auf Uberweisungsbasis profitieren mdchten,
dringend empfohlen, sich rechtzeitig (im Vor-
aus) zur Strukturierung ihrer nicht-britischen
Kapitalertrige und Verdusserungsgewinne (und
der damit verbundenen Bankkontostrukturen)
beraten zu lassen, um sicherzustellen, dass sie
die Quelle (und die damit verbundenen Steuer-
gutschriften usw.) fiir alle Uberweisungen aus-
landischer Einkiinfte oder Verdusserungsgewin-
ne, die in das Vereinigte Konigreich tiberwiesen
werden, genau kennen.

Gefahr von detaillierten, kostspieligen
Analysen

Wenn ein nicht-domizilierter Steuerpflichtiger
mit Bankkonten «gemischter Einkunftsarten»
oder Mittel im Ausland (z.B. ein Bankkonto, das
aus einer Mischung aus Kernkapital, Dividen-
den, Bankzinsen, Mieteinnahmen, Verdusse-
rungsgewinnen und dergleichen besteht), eine
Uberweisung von Geldern von einem solchen
Konto gemischter Einkunftsarten in das Verei-
nigte Konigreich vornehmen sollte, muss der
Steuerpflichtige (oder sein Berater) méglicher-
weise eine detaillierte Analyse aller Transaktio-
nen vornehmen, die das Konto durchlaufen ha-
ben (z.B. ab dem Tag der Eréffnung oder dem
Tag, an dem der Steuerpflichtige im Vereinigten
Konigreich steueransissig wurde), um zu verste-
hen, welche Einkiinfte (oder Gewinne oder Kern-
kapital) in das Vereinigte Konigreich iiberwiesen
werden und welche genaue Steuerbelastung sich
aus dieser Uberweisung ergibt. Dies kann ein
komplexer, zeitaufwendiger und kostspieliger
Prozess sein, wenn berechtigte Steuerpflichtige
tiber Bankkonten im Ausland verftigen, die mit
komplexen Unternehmensstrukturen verbunden
sind und ein erhebliches Transaktionsvolumen
enthalten.
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Einmalige Moglichkeit zur Bereinigung
gemischter Einkunftsarten

Die britische Regierung hat jedoch eine einma-
lige Moglichkeit eingefiihrt, solche Bankkonten
gemischter Einkunftsarten zu «bereinigen»,
d.h., die Struktur solcher Bankkonten formal zu
tiberpriifen und die verschiedenen Einkiinfte
(oder Kapital-/Gewinnquellen) in ihre Bestand-
teile zu zerlegen. Diese einmalige Moglichkeit
besteht nur bis zum 5. April 2019 und unterliegt
genauen Regelungen. Sie ermdglicht es den be-
rechtigten Steuerpflichtigen jedoch, gegebenen-
falls sicherzustellen, dass alle nachfolgenden
Uberweisungen von ausldndischen Bankkonten
in das Vereinigte Konigreich potenziell steuer-
effizient sind.

3.6 Auswirkungen und Anwendbar-
keit von Doppelbesteuerungs-
abkommen

Im Vereinigten Konigreich steueranséssige, aber

nicht domizilierte natiirliche Personen miissen

nicht im Ausland besteuert werden, damit das

Vereinigte Konigreich ihre nicht-britischen

Einkiinfte fiir eine Besteuerung auf Uberwei-

sungsbasis zuldsst. Sollten die auslindischen

Einkiinfte nachtréglich in das Vereinigte Konig-

reich tiberwiesen (und somit zum Zeitpunkt der

Uberweisung steuerpflichtig) werden, wiirde die

britische Steuerverwaltung HMRC es ermdgli-

chen, die ausldndischen Steuern im Vereinigten

Konigreich als ausldndische Steuerforderung

geltend zu machen (vorbehaltlich der Bestim-

mungen des entsprechenden Doppelbesteue-
rungsabkommens und des anwendbaren bri-
tischen Steuersatzes, der fiir die jeweiligen

Einkiinfte gilt).

3.7 Verfahren

Grundsitzlich unterliegt jede im Vereinigten
Konigreich steueranséssige natiirliche Person
der Besteuerung auf der Grundlage ihres «Welt-
einkommens». Natiirliche Personen, die nicht
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im Vereinigten Konigreich domiziliert sind und
zur Besteuerung auf «Remittance»-Basis be-
rechtigt sind, kénnen sich jedoch einfach regis-
trieren lassen, um eine britische Steuererkld-
rung einzureichen und die Besteuerung auf
«Remittance»-Basis in ihrer jahrlichen Steuer-
erkldrung geltend zu machen. Ebenso kénnen
berechtigte natiirliche Personen jihrlich wih-
len, ob sie eine Besteuerung auf Basis ihres Welt-
einkommens oder eine Besteuerung auf «Re-
mittance»-Basis mochten, je nachdem, wie
hoch ihre Einkiinfte innerhalb bzw. ausserhalb
des Vereinigten Konigreichs fiir das jeweilige
Jahr sind.

3.8 Erbschafts- und Schenkungs-
steuern

Das Vereinigte Konigreich verfigt nicht tiber ein
System der «Schenkungsteuer» als solches,
unabhingig davon, ob man einen Wohnsitz
(«domicile») im Vereinigten Konigreich (ein-
schliesslich der Domizilvermutung) oder aus-
serhalb des Vereinigten Konigreichs hat. Dies
bedeutet, dass Schenkungen von Vermogenswer-
ten, Geld usw. an Familienmitglieder zum Zeit-
punkt der Ubertragung nicht direkt steuerbar
sind. Vermdgensiibertragungen an Kinder usw.
konnen jedoch méglicherweise der britischen
Erbschaftssteuer (IHT7?) unterliegen — z.B. wenn
die Person, die das Vermdgen tibertrdgt, nach
der Ubertragung nicht noch mindestens 7 Jahre
lebt. Diese potenzielle THT-Verpflichtung kann
von einer Reihe von Faktoren abhingen, u. a.
vom Standort des Vermogenswertes (z.B. bei
Fehlen des «Domicile») und von bestimmten
Erleichterungen in Bezug auf solche Schenkun-
gen — z.B. konnen jdhrlich bestimmte Betrige
freigestellt werden, oder die Schenkung wird
nicht als aus dem «Kapital», sondern aus den
Ertrigen stammend betrachtet.

Die IHT kann im Vereinigten Kénigreich von
natiirlichen Personen, die dort domiziliert sind
(einschliesslich derjenigen, bei denen die Domi-
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zilvermutung zutrifft) oder nicht domiziliert
sind, anfallen. Wenn jedoch jemand zum Zeit-
punkt des Todes als nicht im Vereinigten Konig-
reich domiziliert betrachtet wird, unterliegt er
oder sie (oder besser gesagt, ihr bzw. sein Nach-
lass) nur fiir die im Vereinigten Konigreich er-
worbenen Vermogenswerte der THT.

3.9 Sozialversicherungsbeitriage
Die Besteuerung auf der Grundlage der Steuer-
ansissigkeit bei fehlendem «Domicile» ist ein
Steuerkonzept und kein Sozialversicherungskon-
zept. Deshalb missen auch Personen, die berech-
tigt sind, fiir ihre ausldndischen Arbeitseinkiinfte
oder Verdusserungsgewinne die Besteuerung
auf der «Non-Domiciled»-Grundlage zu bean-
spruchen, in der Regel fiir ihre Einkiinfte aus
nichtselbstindiger oder selbstindiger Titigkeit
britische Sozialversicherungsbeitrige (National
Insurance Contributions, NIC) zahlen.

Ausnahme von der Sozialversicherungs-
beitragspflicht und freiwillige Versicherung
NICs fallen jedoch nicht auf kapitalbezogenen
Einkiinften oder Verdusserungsgewinnen an, un-
abhéngig davon, ob diese innerhalb oder ausser-
halb des Vereinigten Konigreichs erzielt wurden.
Im Vereinigten Konigreich steueransissige, jedoch
nicht domizilierte natiirliche Personen, die nur
tiber Kapitalertrige oder Verdusserungsgewinne
verfigen (unabhéngig davon, ob diese aus dem
Vereinigten Konigreich stammen oder nicht), sind
im Vereinigten Kénigreich nicht sozialversiche-
rungspflichtig. Sie kénnten sich natiirlich fiir den
Abschluss einer privaten Versicherung entschei-
den, aber dies wire eine rein persinliche Entschei-
dung und ist nicht gesetzlich vorgeschrieben. Sie
kénnten sich auch dafiir entscheiden, im Verei-
nigten Konigreich freiwillige Sozialversicherungs-
beitrdge zu bezahlen, wenn sie dies wiinschen.
Diese freiwilligen Sozialversicherungsbeitrige
konnen beispielsweise helfen, bei Erreichen des
Rentenalters eine staatliche Rente zu erhalten.

Internationale Sozialversicherungsrichtlinien
Beschiftigungsbezogene Einkiinfte, die als aus-
lindische Einkiinfte betrachtet werden (z.B.
Einkiinfte aus einer nicht geschiftsfiihrenden
Vorstands- oder Geschiftsfiihrungstitigkeit in
einer nicht-britischen Gesellschaft), konnen
ausserhalb des nationalen Sozialversicherungs-
netzes liegen. Diese wiirden jedoch z. B. interna-
tionalen Sozialversicherungsrichtlinien unter-
liegen — z.B. dem EU-Abkommen {iber die
Internationale Soziale Sicherheit.

3.10 Aufenthaltsbewilligung

Das Vereinigte Konigreich hat kein Konzept fiir
Aufenthaltsbewilligungen fiir EU- bzw. EWR-
Biirger. Gegenwirtig konnte jede Person mit
Wohnsitz in einem EU- bzw. EWR-Staat (und
mit der Staatsangehorigkeit dieses Staates) in
das Vereinigte Konigreich umziehen und vom
«Non-Domiciled »-Steuerstatus profitieren.
Dieser Status stiinde fiir einen Zeitraum von
maximal 15 Jahren zur Verftigung (wobei die
15 Jahre innerhalb eines Gesamtzeitraums von
21 Jahren gezahlt werden). Personen, die sich
15 Jahre im Vereinigten Konigreich aufhalten,
dann aber beispielsweise fiir einen Zeitraum von
6 Jahren ins Ausland gehen, wiren dann wieder
fiir die Besteuerung als steueransissige, aber
nicht domizilierte Person qualifiziert.

Nicht-EU- bzw. EWR-Staatsangehorige miissten
zundchst ein Visum oder eine Arbeitserlaubnis
fiir das Vereinigte Konigreich beantragen. Diese
natiirlichen Personen konnten jedoch spiter die
britische Staatsbiirgerschaft erwerben (d.h.,
indem sie fiir mehr als 5 Jahre im Vereinigten

U Bereinigung gemischter Mittel, abrufbar unter:
https;//www.gov.uk/guidance/cleansing-mixed-funds,
besucht am 03.08.2018.

72 Grundsitzlich sind die ersten GBP 325000.— steuerfrei,
dartiber kommt ein Steuersatz von 40% zur Anwen-
dung.
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Konigreich leben) und mdéglicherweise ihren
Status als «steueransissig, aber nicht domizi-
liert» im Vereinigten Konigreich behalten (vor-
behaltlich der oben genannten 15 Jahre in
einem 21-jihrigen Test). Ebenso konnen natiir-
liche Personen, die die britische Staatsbiirger-
schaft durch Erbschaft erwerben, weiterhin fiir
die Besteuerungsgrundlage «ansissig, aber
nicht domiziliert» in Betracht kommen, sofern
sie kein Herkunftsdomizil im Vereinigten Konig-
reich besitzen (z.B., weil sie nicht im Vereinig-
ten Kénigreich geboren sind).

4 Uberblick zur italienischen
Pauschalsteuer fiir auslandische
Einkiinfte und Befreiung des
auslandischen Vermogens von
der Erbschafts- und
Schenkungssteuer’?

Diese Pauschalbesteuerung stellt ein absolutes
Novum im italienischen Steuerrecht dar. Sie
wurde als Massnahme zur Verbesserung der At-
traktivitit Italiens fiir Wohlhabende Ende
20167 eingefiihrt. Die Pauschalsteuer betrifft
nur natiirliche Personen — unabhingig von ih-
rer Staatsbiirgerschaft — die ihren steuerlichen
Wohnsitz nach Italien verlegen. Unter die Pau-
schalsteuer fallen nur die Einkiinfte aus auslin-
dischen Quellen, wihrend die Einkiinfte aus
italienischen Quellen immer der normalen
Besteuerung unterliegen. Fiir ausldndisches Ver-
mogen gibt es fiir die gesamte Dauer der Pau-
schalbesteuerung eine Befreiung von der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer.

4.1 Allgemeine Bemerkungen

Die Pauschalsteuer wurde von der Mittelinksre-
gierung unter dem Ministerprisidenten Genti-
loni eingefiihrt und zwar mit dem Zweck, das
Land fiir «<HNWI» (<high net worth indivi-
duals») attraktiv zu machen. Die Option fiir die
Pauschalbesteuerung ist erstmals ab der Steuer-
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periode 2017 anwendbar. Vor allem soll durch
diese Massnahme der Wettbewerbsnachteil Ita-
liens gegentiber anderen Lindern, die Sonderbe-
glinstigungen gewihren, beseitigt werden. In
den Genuss der Beglinstigung gelangen sowohl
italienische als auch auslindische Staatsbiirger,
unter der Voraussetzung, dass diese den steuer-
lichen Wohnsitz nach Italien verlegen. Die Be-
glinstigung konnen nur jene Personen in An-
spruch nehmen, die in den letzten zehn Jahren
neun Jahre nicht in Italien steuerlich ansissig
waren. Um dem Fiskus die Moglichkeit zu ge-
ben, diese Voraussetzung zu tiberpriifen, ist die
Beantwortung eines umfangreichen Fragebo-
gens (Checkliste) zwingend erforderlich. Die
Pauschalsteuer, die pro Kalenderjahr EUR
100000.— betragt, kann auf Option auch auf
die Familienangehorigen ausgedehnt werden,
sofern diese die Voraussetzungen erfiillen. Da-
bei betrigt die Pauschalsteuer allerdings nur
EUR 25000.— pro Jahr. Die maximale Dauer be-
trigt 15 Jahre. Wihrend der Anwendungsdauer
der Pauschalsteuer muss das ausldndische Ver-
mogen, mit einer Ausnahme’, nicht gemeldet
werden. Gleichzeitig mit der Einfihrung der
Pauschalbesteuerung wurden auch Massnah-
men zu Erleichterungen fiir den Erhalt der Auf-
enthaltsbewilligung fiir nicht EU-EWR-Biirger
eingefiihrt’.

4.2 Okonomische Bedeutung

Uber die wirtschaftliche Bedeutung der Pau-
schalbesteuerung kann derzeit noch keine defi-
nitive Aussage gemacht werden. Die Steuererkla-
rungen fiir das Jahr 2017 sind noch nicht
abgegeben worden und die Frist fiir die Zahlung
der Pauschalsteuer fiir das Jahr 2017 ist erst am
31. Juli 2018 ausgelaufen. Der Finanzverwal-
tung werden die Zahlen sehr bald vorliegen, da
die Ersatzsteuer mittels Verwendung eines be-
sonderen Uberweisungscodex eingezahlt werden
musste.
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4.3 Gesetzliche Grundlage

Die Pauschalsteuer wurde mit Gesetz Nr. 232
vom 11. Dezember 2016 eingefiihrt und ist jetzt
in Artikel 24-bis des Einheitstextes fiir Ertrag-
steuern (D.PR. 917/1986) enthalten. Die Durch-
fiihrungsbestimmungen sind mit der Verord-
nung Nr. 0047060 vom 8. Mrz 2017 ergangen.
Ausfiihrlich erldutert wurde das neue System mit
Rundschreiben der Finanzverwaltung Nr. 17/E
vom 23. Mai 2017.

4.4 Steuersubjekte und
Voraussetzungen

Die Option fiir die Pauschalbesteuerung konnen

nur natiirliche Personen ausiiben, die:

a) in den letzten zehn Jahren vor der erstmali-
gen Anwendung der Pauschalbesteuerung in
mindestens neun Jahren nicht in Italien steu-
erlich ansdssig waren und

b) ihren steuerlichen Wohnsitz vom Ausland
nach Italien verlegen.

Die Staatshiirgerschaft spielt dabei keine Rolle.

Um dem Fiskus die Mglichkeit zur Uberprii-

fung dieser Voraussetzung zu ermdglichen, ist

ein sehr umfangreicher Fragebogen auszufiil-
len, mit welchem die personlichen und mate-
riellen Beziehungen zum italienischen Staats-
gebiet im Beobachtungszeitraum abgefragt
werden (z.B. Verfiigharkeit von Immobilien in

Italien, wesentliche Beteiligungen an italieni-

schen Gesellschaften oder an Gesellschaften mit

einer Betriebsstitte in Italien, Organtriger in
italienischen Gesellschaften, Wohnsitz oder Auf-
enthaltsort in Ttalien von Familienmitgliedern

73 Verfasst von Dr. Robert Frei.

74 Gesetz Nr. 232 vom 11.12.2016, Einfithrung mit
Wirkung ab 1.1.2017.

75 Bei natiirlichen Personen entspricht die Steuerperiode
dem Kalenderjahr.

76 Qualifizierte Beteiligungen, weil Veriusserungsgewinne
aus dem Verkauf von qualifizierten Beteiligungen, die

usw.). Sofern Zweifel tiber die steuerliche Nicht-
anséssigkeit im genannten Zeitraum bestehen,
kann nur tiber die Stellung eines Antrages beim
Zentralfinanzamt in Rom Sicherheit erlangt
werden. Besonders wichtig ist dieser Punkt fiir
italienische Staatsbiirger, die von Italien weg in
ein Niedrigsteuerland gezogen sind und fiir die
nach nationalem Recht — obwohl sie sich in das
Verzeichnis der «Italiener im Ausland» (sog.
«AIRE») haben eintragen lassen — die widerleg-
bare Vermutung gilt, dass sie auch nach dem
Wegzug weiterhin in Italien steuerlich anséssig
sind. Die Option fiir die Pauschalbesteuerung
kann auch auf Familienangehorige (Eltern,
Kinder, Enkel, Schwiegereltern, Schwiegersohn
und Schwiegertochter, Briider und Schwestern)
ausgedehnt werden, sofern auch diese die Vo-
raussetzung der Nichtansissigkeit in den neun
der letzten zehn Jahre erfiillen und auch sie den
Wohnsitz nach Italien verlegen.

4.5 Objektiver Anwendungsbereich

Mit der Ersatzsteuer werden nur die Ertrag-
steuern auf den ausldndischen Einkiinften ab-
gegolten. Es ist daher wesentlich zu verstehen,
welche Einkiinfte als ausldndische Einkiinfte
definiert werden. Grundsatzlich wird dabei auf
eine spiegelbildliche Lektiire des Artikels 23 des
Einkommensteuergesetzes verwiesen, der die
Einkiinfte aus italienischen Quellen definiert.
Zum Beispiel gelten als auslandische Einkiinfte
die Einkiinfte aus einer freiberuflichen Titig-
keit, die im Ausland erbracht wird, Einkiinfte
aus unselbstindiger Arbeit, die im Ausland er-

in den ersten fiinf Jahren nach dem Zuzug realisiert
werden, normal besteuert werden, vgl. Ziff. 4.5.

77" Die Durchfiihrungsbestimmungen sind mit Dekret vom
08.03.2017 ergangen. Erldutert wurde das neue Gesetz
mit Rundschreiben der Finanzverwaltung Nr. 17 vom
23.05.2017.
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bracht wird, die Eink{infte aus einer im Ausland
mittels einer Betriebsstitte ausgeiibten unter-
nehmerischen Titigkeit, Einkiinfte aus Kapi-
talanlagen im Ausland, Dividenden aus der Be-
teiligung an ausldndischen ~Gesellschaften,
Verdusserungsgewinne aus dem Verkauf von
ausldndischen Beteiligungen usw. Eine Ausnah-
me besteht jedoch in Bezug auf «qualifizierte
Beteiligungen». Die Verdusserungsgewinne aus
dem Verkauf von qualifizierten Beteiligungen,
die in den ersten ftinf Jahren nach dem Zuzug
realisiert werden, unterliegen der normalen Be-
steuerung. Erst nach dem fiinften Jahr sind
auch diese mit der Pauschalsteuer abgegolten.

Anrechnung von im Ausland erhobenen
Steuern

Bei Anwendung der Pauschalbesteuerung kon-
nen die im Ausland erhobenen Steuern in Ita-
lien nicht angerechnet werden. Es besteht je-
doch die Moglichkeit, Einkiinfte bezogen auf
einzelne Staaten von der Pauschalbesteuerung
auszunehmen («opt out»). Die Einkiinfte aus
diesen Staaten werden nach den normalen Re-
geln besteuert und die ausldndischen Steuern
werden in Italien nach den allgemeinen Regeln
angerechnet, sofern es sich um Einkiinfte han-
delt, die in Italien als Teil des steuerpflichtigen
Gesamteinkommens der progressiven Einkom-
mensteuer unterliegen. Bei Einkiinften aus Ka-
pitalanlagen ist das in der Regel nicht der Fall.
Wird ein Staat von der Pauschalbesteuerung
ausgeschlossen, werden auch alle anderen Be-
glinstigungen in Bezug auf diesen Staat aufge-
hoben (z.B. die Befreiung von der Erbschafts-
und Schenkungssteuer).

Auslindische «interposta persona»

Sofern der Steuerpflichtige tiber eine ausldndi-
sche «interposta persona» (zwischengeschaltete
Person), z.B. iiber eine Stiftung oder einen
Trust, Einkiinfte aus italienischen Quellen be-
zieht, werden diese Einkiinfte als italienische
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Einkiinfte der normalen Besteuerung unterwor-
fen, wenn es sich um eine fiktive Zwischenschal-
tung handelt. In Bezug auf die Betrachtung ei-
ner auslindischen Person oder Struktur als
«fiktive  Zwischenschaltung», verweist ~das
Rundschreiben auf Artikel 37, Abs. 3, der italie-
nischen Abgabenordnung,

Keine Anwendung der Hinzurechnungs-
besteuerung

Bei Beteiligungen an Gesellschaften mit Sitz in
Niedrigsteuerlandern kommt laut Erlass der Fi-
nanzverwaltung die Hinzurechnungsbesteuerung
nicht zur Anwendung. Sowohl die Dividenden aus
den CFC8-Gesellschaften als auch die Verdusse-
rungsgewinne aus dem Verkauf der Beteiligungen
fallen in den Anwendungsbereich der Pauschal-
besteuerung (mit Ausnahme der qualifizierten
Beteiligungen in den ersten fiinf Jahren).

Problem eventueller Doppelbesteuerung

Halt der Steuerpflichtige im Zeitpunkt des Zuzu-
ges nach Italien eine qualifizierte Beteiligung
an einer auslidndischen Gesellschaft, die bei Ver-
kauf in den ersten fiinf Jahren der Anséssigkeit
in Italien der normalen Besteuerung unterwor-
fen wird, ergibt sich das Problem einer eventuel-
len Doppelbesteuerung, sofern der Wegzugsstaat
eine «exit tax» erhebt. Um die Doppelbesteue-
rung zu vermeiden, erkennt Italien laut Rund-
schreiben der Finanzverwaltung den im Ausland
besteuerten Verkehrswert an, vorausgesetzt dass
mit dem Wegzugsstaat ein Informationsaus-
tausch gewahrleistet ist. Es obliegt dem Steuer-
pflichtigen, den Nachweis tiber die Besteuerung
im Ausland vorzulegen, sowie tiber die Ange-
messenheit des ermittelten Verkehrswertes.

Keine Pflicht zur Meldung des ausldndischen
Vermogens

Wihrend der Giiltigkeit der Pauschalbesteue-
rung besteht keine Pflicht zur Meldung des aus-
lindischen Vermdgens (mit Ausnahme der qua-
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lifizierten Beteiligungen in den ersten 5 Jahren).
Auch ist das ausldndische Vermdgen von der Ver-
mogenssteuer auf Immobilienvermégen (IVIE
0,76%) und Finanzvermogen (IVAFE 0,2%) be-
freit.

4.6 Auswirkungen von Doppel-
besteuerungsabkommen

Die «<HNWI»> miissen ihren Wohnsitz nach Ita-
lien verlegen und in Ttalien steuerlich ansassig
werden. Dies erfolgt in der Regel mit der Verle-
gung des Lebensmittelpunktes nach Italien. Mit
dem Erwerb der steuerlichen Anséssigkeit unter-
liegt der Steuerpflichtige grundsitzlich der
Pflicht zur Besteuerung des Welteinkommens,
weil Italien als Methode zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung nicht die Freistellungsme-
thode, sondern die Anrechnungsmethode an-
wendet. Wie sich die Pauschalbesteuerung zu
den Doppelbesteuerungsabkommen aus Sicht
der italienischen Finanzverwaltung verhilt,
wurde im Rundschreiben 17/E geklirt”™. Die Fi-
nanzverwaltung fithrt aus, dass die Personen,
die die Pauschalbesteuerung wihlen, mit dem
gesamten Einkommen in Italien der Besteue-
rung unterliegen («full liability to tax»). Es
werden nicht nur die inldndischen Einkiinfte
der Besteuerung unterworfen, sondern auch die
ausldndischen, wenn gleich die Besteuerung der
Einkiinfte mit einer pauschalen Ersatzsteuer er-
folgt. Der normalen Besteuerung unterliegen
zudem auch die ausldndischen Einkiinfte aus
Staaten, die von der Anwendung der Pauschal-
besteuerung nach Wahl des Steuerpflichtigen
ausgeschlossen worden sind. Die Anwendbarkeit
der Doppelbesteuerungsabkommen sei daher im
Einklang mit Artikel 4, Abs. 1, Satz 2 und dem
Kommentar gemiss den Punkten 8.1 und 8.3 zu
Artikel 4 des OECD-Musterabkommens. Die Fi-
nanzverwaltung weist im Rundschreiben jedoch
zutreffend darauf hin, dass in Bezug auf die Be-
griindung der steuerlichen Ansssigkeit fiir Zwe-
cke der Doppelbesteuerungsabkommen mit Ita-

lien die spezifische Bestimmung des jeweiligen
DBA tiberpriift werden muss, da dieses auch eine
anderslautende Regelung vorsehen konnte. So
7.B. das DBA Italien-Schweiz, das in Artikel 4,
Ziffer 5, Buchstabe b) eine vom OECD Musterab-
kommen abweichende Regelung enthlt.

4.7 Verfahren

Jede Person, die vom Ausland nach Italien um-
zieht und in den letzten neun von zehn Jahren
in Italien nicht steuerlich ansissig war, hat das
Recht die Option fiir die Pauschalbesteuerung
auszuiiben. Die Option wird in der Steuererkld-
rung fiir das erste Jahr der Anwendung der Pau-
schalbesteuerung ausgeiibt. In der Steuererkli-
rung ist die umfangreiche Checkliste zu den
personlichen und materiellen Beziehungen
zum italienischen Territorium zwingend auszu-
fiilllen. Zudem ist die Zahlung der Ersatzsteuer
innerhalb der gesetzlichen Frist unerldsslich,
wobei darauf hingewiesen werden muss, dass die
Frist fiir die Zahlung der Steuer (31. Juli) vor je-
ner der Abgabe der Steuererkldrung (31. Okto-
ber) liegt.

Einholung Ruling zur Anwendbarkeit des
Sonderregimes empfohlen

Es ist jedoch méglich vorab, d. h. bevor die Opti-
on fiir die Pauschalsteuer ausgeiibt wird und
auch bevor der Zuzug nach Italien erfolgt, mit
der Finanzbehorde im Rahmen einer verbindli-
chen Auskunft die Voraussetzung der Nichtan-
sdssigkeit in Italien im Beobachtungszeitraum
der 9 Jahre tiberpriifen zu lassen, um Rechtssi-
cherheit tiber die Anwendbarkeit des Sonderre-
gimes zu erlangen. Im Rahmen des Rulings
muss vom Antragsteller der Nachweis Giber die

78 Controlled Foreign Company-Rules (Hinzurechnungs-
besteuerung).
79 Weder im Gesetz noch in den Durchfiihrungsbestim-

mungen gibt es dazu eine Regelung,
euer.
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Ansiissigkeit im Ausland, bzw. die Nichtansissig-
keit im Inland erbracht werden. Dieselben Un-
terlagen miissen jedoch auch von der steuer-
pflichtigen Person fiir den Fall einer Kontrolle
bereitgehalten werden, wenn diese die Pauschal-
besteuerung ohne verbindliche Auskunft in An-
spruch nimmt. Das Ruling-Verfahren dauert in
der Regel 120 Tage, es kann aber um weitere 60
verldngert werden. Antwortet das Finanzamt auf
den Antrag innerhalb von 120 Tagen nicht, gilt
der Antrag als angenommen.

4.8 Erbschafts- und Schenkungs-
steuern

Die Option fiir die Pauschalbesteuerung hat
auch Wirkung im Bereich der Erbschafts- und
Schenkungssteuer. Durch eine spezifische Rege-
lung, die durch Artikel 1, Abs. 158 des Gesetzes
232/2016 eingefiihrt wurde, ist wihrend der
Giiltigkeit der Pauschalbesteuerung die Anwen-
dung der Erbschafts- und Schenkungsteuer nur
auf das Vermogen und die Rechte, die sich im
Zeitpunkt der Erbschaft bzw. der Schenkung im
italienischen Staatsgebiet befinden, beschrinkt.
Das Vermogen im Ausland und die Rechte im
Ausland sind daher von der Erbschafts- und
Schenkungssteuer befreit. In den Genuss der
Befreiung gelangt daher z.B. auch die Ubertra-
gung des auslindischen Vermdogens und auslin-
discher Rechte an Trusts. Laut Finanzverwal-
tung findet die Begiinstigung auch fiir
Familienmitglieder Anwendung, die fiir die Pau-
schalsteuer optiert haben.

4.9 Sozialversicherungsbeitrdage

Im Rahmen der Einfithrung des Sonderregimes
fiir ausldndische Einkiinfte ist keine besondere
Regelung in Bezug auf die Sozialversicherungs-
beitrédge eingefiihrt worden. Sofern die nach Ita-
lien umgezogenen Personen Einkiinfte aus ita-
lienischen Quellen erzielen, unterliegen sie mit
diesen Einkiinften den allgemeinen Vorschriften
der Sozialversicherung. Auf Einkiinfte aus Kapi-
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talvermdgen sind in Italien in der Regel keine
Sozialversicherungsbeitrige geschuldet.

4.10 Aufenthaltsbewilligung

Um die Zuwanderung der Zielgruppe zu erleich-

tern, sind besondere Bestimmungen zur Erlan-

gung der Aufenthaltsbewilligung mit Gesetz

Nr. 232 vom 11/12/2016, Artikel 1, Abs. 148 ein-

gefithrt worden. Die Erlangung der Aufenthalts-

genehmigung fiir eine Dauer von {iber 3 Mona-
ten wird gewéhrt, wenn die Person:

a) in italienische Staatsschuldverschreibungen
fiir einen Betrag von EUR 2000000.— inves-
tiert und diese Investition fiir mindestens
zwei Jahre behilt;

b) Risikokapital fiir EUR 1000000.— in eine ita-
lienische Gesellschaft oder EUR 500000.— in
eine italienische «Start-up» Gesellschaft in-
vestiert und diese Investition fiir mindestens
zwei Jahre halt;

¢) Eine Schenkung mit philanthropischem
Charakter von mindestens EUR 1000000.—
zur Unterstiitzung eines Projektes des offent-
lichen Interesses leistet.

Durchfiihrungsbestimmungen zur konkreten

Anwendung der Bestimmungen sind mit Dekret

des Wirtschaftsforderungsministeriums (Minis-

tero dello Sviluppo economico) vom 21. Juli

2017 ergangen. Die genauen Informationen

konnen auf der Internetseite des Ministeriums®

abgerufen werden.



5 Praxisrelevante Frage-
stellungen anhand eines
konkreten Falles

Anhand des folgenden Ausgangsfalls werden
Fragestellungen aus dem Blickwinkel von
Grossbritannien®!, Italien und der Schweiz be-
antwortet:

Herr und Frau P32 sind russische Staats-
angehorige und in Russland wohnhaft.
Sie haben zwei erwachsene Kinder. Herr P.
ist zu 50% an der russischen Erdgas AG
beteiligt. Daneben ist er im Aufsichtsgre-
mium verschiedener européischer Gesell-

schaften. Frau P. war bisher nicht erwerbs-
titig. Sie besitzen eine Villa an der Cote
d’Azur inkl. Yacht.

Das Ehepaar iiberlegt sich einen Umzug
nach UK/Italien/Schweiz, um vom Pau-
schalbesteuerungsregime zu profitieren.

Dazu haben Herr und Frau P folgende Fragestel-
lungen:

Frage 1

Bestehen Vorschriften zur Staatsbiirger-
schaft fir die Inanspruchnahme der Pau-
schalbesteuerung?

Vereinigtes Konigreich: Die Nationalitit
spielt bei der sog. «Resident but non-domiciled-
Besteuerung» keine direkte Rolle.%

Italien: Nein, die Staatsbiirgerschaft spielt kei-
ne Rolle.

Schweiz: Ja. Es darf bei beiden Ehegatten keine
schweizerische Staatsangehorigkeit bestehen.

Frage 2

Herr und Frau P. hielten sich bereits friiher
im Vereinigten Konigreich / in Italien / in
der Schweiz auf. Ist dies ein Hindernis?

Vereinigtes Konigreich: Nein, insofern sie
nicht in 15 wihrend der letzten 20 Jahre im Ver-
einigten Konigreich gelebt haben.

Italien: Nein: wenn sie in den letzten 10 Jahren
9 Jahre nicht in Italien (nach nationalem
Recht) steuerlich ansissig waren.

Schweiz: Nein, falls sie in den letzten 10 Jahren
in der Schweiz nicht unbeschrénkt steuerpflich-
tig waren.

Frage 3

Erhalten Herr und Frau P. eine Aufent-
haltsbewilligung? Welches sind die Vor-
aussetzungen? Sind die Kinder miteinbe-
zogen?

Vereinigtes Konigreich: Personen aus der
EU, dem EWR oder der Schweiz brauchen keine
Aufenthaltsbewilligung um im Vereinigten Ko-
nigreich zu leben oder von der Pauschalbesteue-
rung zu profitieren. Die minderjihrigen Kinder
der Familien kénnen auch im Vereinigten Ko-
nigreich leben.

Italien: Zum Erhalt der Aufenthaltsbewilligung
sind Begiinstigungen vorgesehen. Sie sind an
bestimmte Investitionen in Italien gekoppelt.
Schweiz: Als Drittstaatsangehorige, d. h. nicht
EU-/EWR-Staatsangehorige, haben Herr und
Frau P. keinen Anspruch auf eine Aufenthaltsbe-
willigung. Herr und Frau P. diirfen keine Er-
werbstitigkeit ausiiben, miissen mindestens 55
Jahre alt sein und eine besondere personliche
Beziehung zur Schweiz aufweisen (z.B. friihere

80 Https://investorvisa.mise.gov.it/index.phpy/it/, besucht

am 03.08.2018.

Vereinigtes Konigreich von Grossbritannien und

Nordirland. Nachstehend wird die Kurzform Vereinigtes

Konigreich verwendet.

Namenswahl beispielhaft.

8 Vgl. weitere Prizisierung unter der Antwort zur Frage
5.12 (Vereinigtes Konigreich).

8

82
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Aufenthalte). Die Erteilung einer Aufenthaltsbe-
willigung aus gewichtigen fiskalischen Interes-
sen ist moglich. Die Kinder sind grundsitzlich
nicht miteinbezogen, ein Familiennachzug ist
jedoch maglich, sofern die Kinder noch in der
Ausbildung sind.

Frage 4

Kénnen Herr und Frau P. im Vereinigten
Konigreich / in Italien / in der Schweiz
Immobilien erwerben?

Vereinigtes Konigreich: Ja.

Italien: Ja, der Erwerb von Immobilien ist
moglich.

Schweiz: Ja, der Erwerb eines selbstbewohnten
Eigenheimes ist moglich. Der Erwerb von selbst
genutzten Ferienliegenschaften ist beschrinkt
zuldssig (Kontingent). Der Erwerb von Gewer-
beimmobilien ist unbeschrinkt zuléssig. Inha-
ber einer Niederlassungsbewilligung (normaler-
weise nach 10 Jahren Aufenthalt) unterliegen
keinerlei Beschrinkungen mehr.

Frage 5

Bestehen im DBA mit Russland (oder mit
anderen Landern) Einschrankungen im
Falle der Pauschalbesteuerung?

Vereinigtes Konigreich: Nein.

Italien: DBA mit Russland nein; DBA Schweiz,
ja (Art. 5); DBA Deutschland ja (Art.17).
Schweiz: Nein. Die DBA mit Belgien, Deutsch-
land, Italien, Kanada, Norwegen, Osterreich, USA
und Frankreich enthalten Einschrinkungen.

Frage 6
Gibt es ein steuerbares Mindesteinkom-
men / Mindestvermdégen? Gibt es eine mi-
nimal zu entrichtende Steuer? Missen
auslandische Vermogenswerte deklariert
werden?

Steuer
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Vereinigtes Konigreich: Es besteht kein Min-
desteinkommen. Insofern man fiir die sog. «Re-
sident but non-domiciled»-Besteuerungsbasis
qualifiziert ist, bestehen keine Anforderung aus-
landische Vermdgenswerte zu deklarieren, wenn
dieses Vermdgen ausserhalb des Vereinigten Ko-
nigreichs bleibt.

Italien: Mindeststeuer EUR 100000.—; Famili-
enmitglieder EUR 25000.—.

Grundsitzlich muss das ausldndische Vermégen
nicht deklariert werden. Ausnahme fiir qualifi-
zierte ausldndische Beteiligungen, die in den
ersten ftnf Jahren deklariert werden miissen.
Schweiz: Mindesteinkommen als hochster Be-
trag von: a) CHF 400000.—, b) weltweiter Le-
bensaufwand der Familie, inkl. bspw. Haus und
Yacht in Siidfrankreich, ¢) Summe aller Ein-
kiinfte aus Schweizer Quelle und allfilliger
DBA-Staaten. Die Bemessungsgrundlagen sind
in den Kantonen teilweise unterschiedlich.

Frage 7

a Herr P. erhdlt Dividenden aus der Erdgas
AG. Fallen diese in die Bemessungsgrund-
lage?

Vereinigtes Konigreich: Die Dividenden wer-
den im Vereinigten Konigreich nur besteuert in-
sofern diese in das Vereinigte Konigreich tiber-
wiesen werden.

Italien: Ja, die Steuern auf den Dividenden wer-
den mit der Steuerpauschale abgegolten.
Schweiz: Nein. Diese miissen nur in die Kon-
trollrechnung einbezogen werden, falls die
Riickerstattung der Quellensteuer geltend ge-
macht wird.

b Herr P. verkauft die Beteiligung an der
Erdgas AG mit Gewinn. Welches sind die
Steuerfolgen?

Vereinigtes Konigreich: Wenn die Erdgas AG
eine auslindische Gesellschaft ist und wenn der
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Kapitalgewinn ausserhalb des Vereinigten Ko-
nigreichs bleibt, ist der Gewinn steuerfrei. Wenn
Herr P. das Kapital in der Zukunft ins Vereinigte
Konigreich tberweist, wiirde der Gewinn per
Uberweisungszeitpunkt besteuert.

Italien: In den ersten 5 Jahren nach dem Zuzug
ist der Verdusserungsgewinn steuerpflichtig, da
es sich um eine qualifizierte Beteiligung han-
delt. Die Anerkennung des Verkehrswertes erfolgt
zum Zeitpunkt des Zuzuges. Ab dem 6. Jahr ist
die Besteuerung durch die Pauschalsteuer abge-
golten.

Schweiz: Es handelt sich um Einkiinfte aus
ausldndischer Quelle. Ausserdem sind Kapital-
gewinne auf Aktien im Privatvermdgen in der
Schweiz in der Regel steuerfrei.

Frage 8
a Wie werden die Vergltungen von Herrn
P. aus seinen europdischen Mandaten be-
steuert?

Vereinigtes Konigreich: Wenn Herr P. seine
Beschiftigung im Vereinigten Konigreich aus-
fahrt, wird sein Einkommen normalerweise im
Vereinigten Konigreich voll besteuert. Wenn
«split contracts» bestehen (zum Beispiel, ein
Vertrag mit einer britischen Gesellschaft und ein
zweiter Vertrag mit einer deutschen Gesellschaft,
kann in begrenzten Situationen, nur das Ein-
kommen aus dem britischen Vertrag automa-
tisch im Vereinigten Konigreich versteuert wer-
den, wenn das ausldndische Einkommen
ausserhalb des Vereinigten Konigreichs verbleibt
und alle Aktivititen dieses zweiten Vertrags im
anderen Land ausgefiihrt wurden.

Italien: Werden Mandate in nicht italienischen
Gesellschaften ausgetibt, wird die Tatigkeit im
Ausland erbracht und wird die Vergtitung von ei-
ner auslindischen Gesellschaft bezahlt, handelt
es sich um ausldndische Einkinfte, die in die
Pauschalbesteuerung fallen. Wenn jedoch ein
Teil der Titigkeit in Ttalien erbracht wird, dann

ist dieser Teil normal steuerpflichtig.
Schweiz: Keine Besteuerung in der Schweiz.

b Kann Herr P. ein Mandat im Vereinigten
Kénigreich / in Italien / in der Schweiz
austiben?

Vereinigtes Konigreich: Ja. Das Einkommen,
welches aus dem britischen Mandat resultiert,
wiirde voll im Vereinigten Konigreich steuerbar
sein.

Italien: Ein Mandat in Italien unterliegt der
unbeschrinkten Steuerpflicht.

Schweiz: Eine der zentralen Voraussetzungen
zur Anwendung der Aufwandbesteuerung ist das
Fehlen der Erwerbstitigkeit in der Schweiz. Fiir
allfdllige entschadigungslose Mandatstitigkei-
ten sind kantonale Praxen und Schwellenwerte
7u berticksichtigen.

Frage 9
Kann sich Frau P. selbstandig machen und
eine Galerie eréffnen?

Vereinigtes Konigreich: Ja. Das selbstindige
Erwerbseinkommen aus der Galerie wiirde im
Vereinigten Konigreich voll steuerbar sein, weil
es aus einer britischen Quelle stammt.

Italien: Ja, Frau P. kann sich selbstindig ma-
chen. Fiir die Titigkeit in Italien unterliegt sie
der unbeschrinkten Steuerpflicht.

Schweiz: Nein. Eine selbstindige Erwerbstitig-
keit in der Schweiz ist nicht zuléssig. Eine selb-
stindige Erwerbstitigkeit im Ausland wire moglich.

Frage 10

Herr P. méchte die Anteile an der Erdgas
AG seinen Kindern schenken. Welches
sind die Steuerfolgen lebzeitig bzw. im To-
desfall?

Vereinigtes Konigreich: Das Vereinigte Ko-
nigreich kennt keine Schenkungssteuer, sodass
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dieser Transfer am Anfang steuerfrei ist. Wenn
Herr P. nach der Schenkung noch mindestens
sieben Jahre lebt, resultiert keine Erbschafts-
steuerlast.

Italien: Wihrend der Giiltigkeit der «Pauschal-
besteuerung» unterliegt die Ubertragung der
Anteile durch Schenkung oder Erbschaft keiner
Schenkungs- und Erbschaftssteuer.

Schweiz: In den meisten Kantonen besteht keine
Sonderregelung. Entsprechend wire die Schen-
kung/Vererbung an die Kinder steuerfrei (aus-
genommen Kantone Neuenburg, Waadt und Ap-
penzell-Innerrhoden). In den Kantonen Genf
und Jura unterliegen Schenkungen/Erbschaften
von aufwandbesteuerten Personen an ihre Kin-
der der Schenkungs- und Erbschaftssteuer.

Frage 11
Wie lange kénnen Herr und Frau P. von
der Pauschalbesteuerung profitieren?

Vereinigtes Konigreich: Die Dauer ist auf
maximal 15 Jahre beschrinkt. Allerdings lebt
dieser Zeitraum wieder auf, insofern man fiir 6
Jahre ausserhalb des Vereinigten Konigreichs
gelebt hat.

Italien: Die Dauer ist auf maximal 15 Jahre be-
schrinkt.

Schweiz: Es besteht keine zeitliche Beschrin-
kung.

Frage 12
Koénnen Herr und Frau P. inkl. Kinder einen
Pass/die Staatsbiirgerschaft beantragen?

Vereinigtes Konigreich: Die Nationalitit
spielt bei der sog. «Resident but non-domiciled-
Besteuerung» keine direkte Rolle. Man kann,
zum Beispiel, die britische Staatsbiirgerschaft er-
werben, sein Domizil ausserhalb des Vereinigten
Konigreichs halten und vom Non-domiciled-
Besteuerungs-System Gebrauch machen.
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Italien: Die Staatshiirgerschaft spielt bei der
Pauschalbesteuerung keine Rolle. Sowohl italie-
nische als auch ausldndische Staatsbiirger kon-
nen die Pauschalbesteuerung in Anspruch neh-
men, wenn die anderen Voraussetzungen erfiillt
sind.

Schweiz: Nein. Sobald Herr und/oder Frau P.
die Schweizer Staatsbiirgerschaft erhalten, fallt
die Aufwandbesteuerung dahin. Dies gilt nicht,
wenn die Kinder die Schweizer Staatsbiirger-
schaft erwerben. Allerdings ist dann in Zukunft
keine Aufwandbesteuerung der Kinder moglich.

Frage 13
Unterliegen Herr und Frau P. der Sozial-
versicherung?

Vereinigtes Konigreich: Wenn Herr oder Frau
P. im Vereinigten Konigreich einer Erwerbstitig-
keit nachgehen wiirden, wiirde normalerweise
eine britische Sozialversicherungspflicht resul-
tieren.

Italien: Im Rahmen der Einfithrung des Son-
derregimes fiir ausldandische Einkiinfte, ist keine
besondere Regelung in Bezug auf die Sozialver-
sicherungsbeitrige eingefiihrt worden. Sofern
die nach Italien umgezogenen Personen Ein-
kiinfte aus italienischen Quellen erzielen, unter-
liegen sie mit diesen Einkiinften den allgemei-
nen Vorschriften der Sozialversicherung. Auf
Einkiinfte aus Kapitalvermdgen sind in Italien
in der Regel keine Sozialversicherungsbeitrige
geschuldet.

Schweiz: Ja. Herr und Frau P. miissen eine
Kranken- und Unfallversicherung abschliessen.
Ausserdem miissen sie als Nichterwerbstitige
Beitrdige an die staatliche Alters- und Hinterlas-
senenversicherung im Umfang von max. CHF
23900.— pro Person leisten.
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6 Zusammenfassung der
Erkenntnisse

Die Besteuerung nach dem Aufwand in der
Schweiz und die britische «Taxation on Remit-
tance Basis» bzw. die Besteuerung als «Resident
but not domiciled» haben eine lange histori-
sche Tradition. Die mit Wirkung ab 1. Januar
2017 eingefiihrte italienische Pauschalsteuer
hingegen ist ganz neu und soll den Wettbe-
werbsnachteil Italiens gegeniiber anderen Lin-
dern beseitigen.

Sowohl die Besteuerung nach dem Aufwand in
der Schweiz und die britische «Taxation on
Remittance Basis» bzw. die Besteuerung als
«Resident but not domiciled» wurden jlingst
reformiert. Die Auswirkungen der Verschérfun-
gen der Bedingungen wird die Zukunft zeigen.
Im Gegensatz zur britischen «Taxation on
Remittance Basis» bzw. zur Besteuerung als
«Resident but not domiciled», wo die Grund-
prinzipien auf dem traditionellen britischen
Fallrecht und den allgemeinen Rechtskonzep-
ten basieren und nicht spezifisch dem Steuer-
recht entstammen, sowie erst jlingst von der Re-
gierung formalisiert wurden, bestehen bei der
Besteuerung nach dem Aufwand in der Schweiz
und bei der italienischen Pauschalsteuer for-
melle gesetzliche Grundlagen.

Die Besteuerung nach dem Aufwand in der
Schweiz ist lediglich fiir ausldndische Staatsan-
gehorige moglich. Fiir die britische «Taxation
on Remittance Basis» bzw. fiir die Besteuerung
als «Resident but not domiciled» und fiir die
italienische Pauschalsteuer bietet die Frage der
Staatsangehorigkeit kein Ausschlusskriterium
fiir die Option der Pauschalbesteuerung.

Das Fehlen der Erwerbstitigkeit als Ausschluss-
kriterium und zentrale Voraussetzung zur An-
wendung der Besteuerung nach dem Aufwand
in der Schweiz macht die Aufwandbesteuerung
im Vergleich zu den Regimen in Grossbritan-

nien und Italien weniger attraktiv. So werden
in Grossbritannien und Italien Einkiinfte aus
Erwerbstitigkeiten zwar ordentlich besteuert,
jedoch ist die Erwerbstitigkeit nicht ausge-
schlossen.

Hinsichtlich der Auswirkungen und der An-
wendbarkeit von Doppelbesteuerungsabkom-
men ist bei der britischen «Taxation on Remit-
tance Basis» bzw. bei der Besteuerung als
«Resident but not domiciled» die Frage der
Uberweisung von auslindischen Einkiinften
ins Vereinigte Konigreich zentral. Bei der Be-
steuerung nach dem Aufwand in der Schweiz
und bei der italienischen Pauschalsteuer sind
die spezifischen Bestimmungen der anwendba-
ren Doppelbesteuerungsabkommen zu priifen
und zu beachten. Natiirliche Personen, die
nicht im Vereinigten Konigreich domiziliert
sind und zur Besteuerung auf «Remittance-Ba-
sis» berechtigt sind, kénnen sich einfach regis-
trieren lassen um eine britische Steuererkld-
rung einzureichen. Fiir die Besteuerung nach
dem Aufwand in der Schweiz und fiir die italie-
nische Pauschalsteuer wird empfohlenermas-
sen im Rahmen eines verbindlichen Steuerru-
lings optiert.

Gibt es bei der italienischen Pauschalsteuer
klare Fristen, so haben Steuerpflichtige bei der
Besteuerung nach dem Aufwand in der Schweiz
bis zur rechtskriftigen Veranlagung die Mog-
lichkeit, vom Recht auf Pauschalbesteuerung
Gebrauch zu machen.

Die Option fiir die italienische Pauschalbe-
steuerung hat auch Wirkung bei der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer. Das Vereinigte
Konigreich verfiigt nicht iiber ein System der
Schenkungssteuer als solches. Vermdgenstiber-
tragungen sind aber im Einzelfall zu priifen.
Die Besteuerung nach dem Aufwand in der
Schweiz umfasst nicht die Erbschafts- und
Schenkungssteuern.

Pauschalbesteuerte Personen sind in allen drei
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Lindern nicht grundstzlich von der Sozialver-

sicherungspflicht ausgenommen.

Hinsichtlich der Aufenthaltsbewilligungen sind
die ldnderspezifischen Bestimmungen anwend-

bar.
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Samtliche drei Pauschalbesteuerungsregime
haben wohlhabende mobile Steuerpflichtige im
Fokus. Welches Steuerregime sich im Einzelfall
fiir eine steuerpflichtige Person eignet, ist unter
Mithilfe eines Steuerspezialisten zu beurteilen.



	UG_STR_9_18.pdf
	StR_73_2018_644-668.pdf
	Pauschalbesteuerungssysteme für Privatpersonen in Europa – Ein Vergleich1
	Grundsätzliches und ausgewählte Fragestellungen aus der Praxis
	1 Einleitung
	2 Überblick zur Besteuerung nach dem Aufwand in der Schweiz
	2.1 Allgemeine Bemerkungen
	2.2 Ökonomische Bedeutung
	2.3 Gesetzliche Grundlage und Verwaltungsverordnung
	2.4 Steuersubjekt und Voraussetzungen
	2.5 Steuerobjekt
	2.6. Doppelbesteuerungsabkommen – Modifizierte Besteuerung nach dem Aufwand
	2.7 Verfahren
	2.8 Erbschafts- und Schenkungs steuern
	2.9 Sozialversicherungsbeiträge
	2.10 Aufenthaltsbewilligung

	3 Grossbritanniens «Taxation on Remittance Basis» bzw. Besteuerung als «Resident but not domiciled»63
	3.1 Allgemeine Bemerkungen – Hintergrund des «Non- Domicile»-Systems
	3.2 Ökonomische Bedeutung
	3.3 Gesetzliche Grundlage
	3.4 Steuersubjekt und Voraussetzungen
	3.5 Steuerobjekt
	3.6 Auswirkungen und Anwendbar keit von Doppelbesteuerungs abkommen
	3.7 Verfahren
	3.8 Erbschafts- und Schenkungs steuern
	3.9 Sozialversicherungsbeiträge
	3.10 Aufenthaltsbewilligung

	4 Überblick zur italienischen Pauschalsteuer für ausländische Einkünfte und Befreiung des ausländischen Vermögens von der Erbschafts- und Schenkungssteuer73
	4.1 Allgemeine Bemerkungen
	4.2 Ökonomische Bedeutung
	4.3 Gesetzliche Grundlage
	4.4 Steuersubjekte und Voraussetzungen
	4.5 Objektiver Anwendungsbereich
	4.6 Auswirkungen von Doppel besteuerungsabkommen
	4.7 Verfahren
	4.8 Erbschafts- und Schenkungs steuern
	4.9 Sozialversicherungsbeiträge
	4.10 Aufenthaltsbewilligung

	5 Praxisrelevante Frage- stellungen anhand eines konkreten Falles
	6 Zusammenfassung der Erkenntnisse


	1 Die Autoren danken den Co-Autoren Stephanie Eichenberger (Schweiz), Alexander Altmann und Robert Salter (Vereinigtes Königreich) sowie Dr. Robert Frei (Italien) für ihre länderspezifischen Beiträge.
	2 Art. 6 Abs. 1 erster Satz DBG. Die Steuerpflicht erstreckt sich nicht auf Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke im Ausland, Art. 6 Abs. 1 zweiter Satz DBG.
	3 Vereinigtes Königreich von Grossbritannien und Nordirland.
	4 Italienische Republik.
	5 Schweizerische Eidgenossenschaft.
	6 Internationales Steuerseminar Schweiz (IStS), 55. Wintertagung in St. Moritz vom 14.–17. Januar 2018. Podiumsgespräch unter dem Titel: «Die neuen Pauschalbesteuerungssysteme für Privatpersonen in Europa».
	7 REICH, in MÄUSLI-ALLENSPACH/BEUSCH (Hrsg.), Steuern und Recht – Steuerrecht!, Liber amicorum für MARTIN ZWEIFEL, 12; SCHÖN, ASA 71 (2002/03) 361.
	8 LÜTHI, Die Besteuerung nach dem Aufwand in der Schweiz, Norderstedt 2017, 28.
	9 SR 642.11 vom 14. Dezember 1990 (Stand 1. Januar 2018).
	10 SR 642.14 vom 14. Dezember 1990 (Stand 1. Januar 2018).
	11 Art. 14 Abs. 1 lit. a DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. a StHG.
	12 Art. 14 Abs. 1 lit. b DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. b StHG.
	13 Art. 14 Abs. 1 lit. c DBG und Art. 6 Abs. 1 lit. c StHG.
	14 Anstelle vieler ZWAHLEN/NYFFENEGGER, in ZWEIFEL/BEUSCH (Hrsg.), Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, Art. 14 DBG N 44 resp. ZWAHLEN/ NYFFENEGGER, in ZWEIFEL/BEUSCH (Hrsg.), Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, Art. 6 StHG N 45 und BERNASCON
	15 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 1 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 1, auch zum Folgenden.
	16 Französisch: L’imposition d’après la dépense, l’impôt spécial, l’impôt à forfait oder forfait fiscal ; Italienisch: Imposizione globale secondo il dispendio; Englisch: Lump-sum taxation oder seltener auch expenditure based taxation.
	17 RENTSCH, in SCHWARZ/SALVI (Hrsg.), Steuerpolitische Baustellen, Fiskalische Irrwege und Herausforderungen, 222, spricht von der «Lex Chaplin»; vgl. zum Ganzen LÜTHI, a. a. O., 15 ff., m. w. Verw.
	18 Abschaffungsjahr in Klammern; vgl. LÜTHI, a. a. O., 143 ff., m. w. Verw.
	19 Vgl. LÜTHI, a. a. O., 71 ff., m. w. Verw. für einen Überblick zu den wichtigsten Änderungen.
	20 Anstatt vieler vgl. JEITZINER/MORGER, Die Volkswirtschaft 10–2011, 62; LÜTHI, a. a. O., 13 ff., m. w. Verw.
	21 Vgl. zum Ganzen Finanzdirektorenkonferenz (FDK), Weniger Fälle, trotzdem höhere Erträge, 1, vom 02.06.2017; vgl. auch LÜTHI, a. a. O., 143 ff., m. w. Verw.
	22 Vgl. LÜTHI, a. a. O., 14 ff., m. w. Verw.
	23 SR 642.123 vom 20. Februar 2013 (Stand 1. Januar 2016).
	24 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 7 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 7.
	25 IDEM, Art. 14 DBG N 44 resp. Art. 6 StHG N 45.
	26 BAUER-BALMELLI/MAAS, Steuerrecht 2007, Best of zsis), 336.
	27 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 12 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 12.
	28 IDEM, Art. 14 DBG N 15 ff. resp. Art. 6 StHG N 15 ff.
	29 IDEM, Art. 14 DBG N 19 ff. resp. Art. 6 StHG N 19 ff.; LÜTHI, a. a. O., 85 ff., m. w. Verw.
	30 Vgl. LÜTHI, a. a. O., 173 f., m. w. Verw.
	31 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 31 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 32; LÜTHI, a. a. O., 101 ff., m. w. Verw.
	32 Art. 6 Abs. 5 StHG.
	33 Am Beispiel des Kantons Bern, vgl. KÄSTLI/TEUSCHER, in LEUCH/KÄSTLI/LANGENEGGER (Hrsg.), Praxis-Kommentar zum Berner Steuergesetz, Band 1, Art. 1 bis 125, Art. 16 StG BE N 73.
	34 Vgl. für eine tabellarische Übersicht zu den unterschiedlichen kantonalen Mindestbemessungsgrundlagen LÜTHI, a. a. O., 173 f., m. w. Verw.
	35 Art. 6 Abs. 7 StHG bzw. Art. 14 Abs. 5 DBG; vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 42 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 43.
	36 Art. 4 Abs. 4 Ziff. 2 DBA B.
	37 Art. 4 Abs. 6 lit. a DBA D.
	38 Art. 4 Abs. 5 lit. b DBA I.
	39 Art. 4 Abs. 5 DBA CDN.
	40 Art. 4 Abs. 4 DBA N.
	41 Art. 4 Abs. 4 DBA A.
	42 Art. 4 Abs. 5 DBA USA.
	43 LOCHER, Internationales Steuerrecht, 230, spricht von bestimmten Minimalanforderungen, die aufgrund der Sonderbestimmungen in den DBA erfüllt werden müssen.
	44 Vgl. KÄSTLI/TEUSCHER, a. a. O., Art. 1 bis 125, Art. 16 StG BE N 60; vgl. LÜTHI, a. a. O., 118 f., m. w. Verw.
	45 Vgl. LÜTHI, a. a. O., 117, m. w. Verw.
	46 Vgl. Wegleitung Besteuerung nach dem Aufwand DBSt 2017, 1 f.
	47 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 43 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 44; vgl. LÜTHI, a. a. O., 101 ff., m. w. Verw.
	48 Vgl. GRÜNINGER, SZW 2008, 77; vgl. LÜTHI, a. a. O., 67 ff., m. w. Verw.
	49 Vgl. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 14 DBG N 44 resp. ZWAHLEN/NYFFENEGGER, a. a. O., Art. 6 StHG N 45.
	50 Vgl. KUBAILE/SUTER, PIStB (2008) 79 und KUBAILE/SUTER, Der Steuer- und Investitionsstandort Schweiz, 3. A., Herne 2015, 285; vgl. LÜTHI, a. a. O., 131, m. w. Verw.; KS ESTV Nr. 44 vom 24.07.2018, Ziff. 2.5, in fine.
	51 Art. 6A alinéa 2 Loi sur les droits de succession du 26 novembre 1960 (LDS, D 3 25); vgl. zum Ganzen MÄUSLI-ALLENSPACH, successio 2010, 182, m. w. H.
	52 Art. 6A alinéa 2 Loi sur les droits de succession du 26 novembre 1960 (LDS, D 3 25); vgl. zum Ganzen MÄUSLI-ALLENSPACH, successio 2010, 182, m. w. H.
	53 IDEM, a. a. O., 132 ff., m. w. Verw.
	54 Art. 1a Abs. 1 lit. a AHVG.
	55 Art. 3 Abs. 1 AHVG.
	56 Art. 10 Abs. 1 AHVG, auch zum Folgenden.
	57 Art. 10 Abs. 1 AHVG i. V. m. Art. 2 Abs. 2 VO AHV 15; Beiträge Nichterwerbstätige AHV, IV, EO, Stand 1.1.2018, 7, abrufbar unter (besucht am 03.08.2018): https://www.ahv-iv.ch/p/2.03.d.
	58 Art. 28 Abs. 1 lit. c AUG, i. V. m. Art. 25 Abs. 4 VZAE: Keine Sozialhilfeabhängigkeit.
	59 Vgl. GRÜNINGER, SZW 2008, 77.
	60 Art. 28 Abs. 1 lit. a AuG i. V. m. Art. 25 Abs. 1 VZAE.
	61 Art. 28 Abs. 1 lit. b AUG i. V. m. Art. 25 Abs. 2 VZAE.
	62 Vgl. zum Ganzen LÜTHI, a. a. O., 134 f., m. w. Verw.
	63 Verfasst von Alexander Altmann und Robert Salter.
	64 Earl of Iveagh vs. Revenue Commissioners Supreme Court, (1930) IR 431.
	65 CIR vs. Cohen KB 1937, 21 TC 301.
	66 Domicile and Matrimonial Proceedings Act [Gesetz zu Wohnsitzrecht und Eherechtsverfahren] 1973.
	67 Statistics on Non-Domiciled Taxpayers in the UK [Statistik zu nicht im Vereinigten Königreich domizilierten Steuerpflichtigen], abrufbar unter: https://www.gov.uk/government/statistics/statistics-on-non-domici led-taxpayers-in-the-uk, besucht am 03.08.
	68 Abb. 2.3, Seite 18, Statistics on Non-Domiciled Taxpayers in the UK [Statistik zu nicht im Vereinigten Königreich domizilierten Steuerpflichtigen], August 2017.
	69 Tabelle 5, Seite 12, Statistics on Non-Domiciled Taxpayers in the UK [Statistik zu nicht im Vereinigten Königreich domizilierten Steuerpflichtigen], August 2017.
	70 ITA 2007, s835BA; F(No 2) A, 2017, s29.
	71 Bereinigung gemischter Mittel, abrufbar unter: https://www.gov.uk/guidance/cleansing-mixed-funds, besucht am 03.08.2018.
	72 Grundsätzlich sind die ersten GBP 325 000.– steuerfrei, darüber kommt ein Steuersatz von 40% zur Anwendung.
	73 Verfasst von Dr. Robert Frei.
	74 Gesetz Nr. 232 vom 11.12.2016, Einführung mit Wirkung ab 1.1.2017.
	75 Bei natürlichen Personen entspricht die Steuerperiode dem Kalenderjahr.
	76 Qualifizierte Beteiligungen, weil Veräusserungsgewinne aus dem Verkauf von qualifizierten Beteiligungen, die in den ersten fünf Jahren nach dem Zuzug realisiert werden, normal besteuert werden, vgl. Ziff. 4.5.
	77 Die Durchführungsbestimmungen sind mit Dekret vom 08.03.2017 ergangen. Erläutert wurde das neue Gesetz mit Rundschreiben der Finanzverwaltung Nr. 17 vom 23.05.2017.
	78 Controlled Foreign Company-Rules (Hinzurechnungsbesteuerung).
	79 Weder im Gesetz noch in den Durchführungsbestimmungen gibt es dazu eine Regelung.
	80 Https://investorvisa.mise.gov.it/index.php/it/, besucht am 03.08.2018.
	81 Vereinigtes Königreich von Grossbritannien und Nordirland. Nachstehend wird die Kurzform Vereinigtes Königreich verwendet.
	82 Namenswahl beispielhaft.
	83 Vgl. weitere Präzisierung unter der Antwort zur Frage 5.12 (Vereinigtes Königreich).


